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Dağdelen, Sevim (DIE LINKE.)
Mögliches Treffen von Vertretern der isla-
mistischen „Fadschr Libia“ mit dem
ukrainischen Außenminister im Februar
2015 hinsichtlich der Herstellung der Ein-
satzfähigkeit von Kampfflugzeugen aus
der Muammar-al-Gaddafi-Ära . . . . . . . . . . 20

Janecek, Dieter
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kenntnisstand des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur zur
Sicherheitslage im Luftraum über der Ost-
ukraine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20

Dr. Lindner, Tobias
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Funktion und Rolle von Einrichtungen
auf dem US-Stützpunkt in Ramstein im
Rahmen des weltweiten Einsatzes von
Drohnen der USA . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21

Maisch, Nicole
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kenntnisstand der Bundesregierung zu
schweren Luftabwehrwaffen von pro-russi-
schen Separatisten in der Ostukraine . . . . . 21

Meiwald, Peter
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unterstützung des Prozesses einer Befrie-
dung des innerstaatlichen Konflikts in der
Zentralafrikanischen Republik . . . . . . . . . . 22

Nouripour, Omid
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mögliche Gespräche zwischen Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel und dem in-
dischen Premierminister Narendra Modi
zur Lage von Nichtregierungsorganisatio-
nen in Indien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23

Tod eines Mitarbeiters einer deutschen
Hilfsorganisation durch eine US-Drohne
im Januar 2015 in Pakistan . . . . . . . . . . . . . 24

Seite Seite

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/4908– III –



Seite Seite

Geschäftsbereich des Bundesministeriums

des Innern

Beck, Volker (Köln)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rechtsgrundlage für das Unterbinden des
Zeigens der Fahne des Staates Israel
durch die Polizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25
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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes

1. Abgeordnete
Inge

Höger
(DIE LINKE.)

Welche „technischen und organisatorischen
Defizite“ hat die Bundesregierung bei der
Überwachungspraxis des Bundesnachrichten-
dienstes (BND) bzw. deren Kontrolle ausge-
macht, und welchen Inhalt hat die laut dem
Regierungssprecher Steffen Seibert „unverzüg-
lich“ vom Bundeskanzleramt erteilte Weisung,
diese Defizite zu beheben (taz, 24. April
2015)?

Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für die Nachrichtendienste des Bundes,
Staatssekretär Klaus-Dieter Fritsche,

vom 7. Mai 2015

Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort der Bundesregierung
zur Frage der erkannten Defizite würde spezifische Informatio-
nen zur Tätigkeit, insbesondere zum Modus Operandi, den Fähigkei-
ten und Methoden des BND einem nicht eingrenzbaren Personen-
kreis – auch der Bundesrepublik Deutschland möglicherweise gegne-
risch gesinnten Kräften – nicht nur im Inland, sondern auch im Aus-
land zugänglich machen. Durch die detaillierte Kenntnis über die
Methodik würde die Möglichkeit gegeben, aus den Informationen
Rückschlüsse auf die Arbeitsweise des BND zu gewinnen. Dabei
könnte die Gefahr einer nachhaltigen Beeinträchtigung oder Unter-
bindung von Informationskanälen und -zugängen erwachsen. Im Er-
gebnis könnte dies für die Funktionsfähigkeit der Sicherheitsbehörde
und mithin für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland
schädlich sein oder aber die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden. Dass dies nicht geschieht, muss zum Schutz der
Arbeitsfähigkeit und der Aufgabenerfüllung der Sicherheitsbehörden
– und damit mittelbar zum Schutz der Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland – sichergestellt bleiben.

Daher muss bei der Beantwortung dieser Frage eine Abwägung der
verfassungsrechtlich garantierten Informationsrechte des Deutschen
Bundestages und seiner Abgeordneten einerseits mit den dargestell-
ten negativen Folgen für die künftige Arbeitsfähigkeit und Aufgaben-
erfüllung der Nachrichtendienste sowie der daraus resultierenden
Gefährdung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ande-
rerseits erfolgen. Bezogen auf die vorgenannten Fragen führt die ge-
botene Abwägung zum Vorrang der Geheimhaltungsinteressen.
Gleichwohl wird die Bundesregierung nach gründlicher Abwägung
dem Informationsrecht des Parlaments unter Wahrung berechtigter
Geheimhaltungsinteressen nachkommen. Insofern wird auf die Hin-
terlegung einer ergänzenden, geheim eingestuften Antwort in der
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages verwiesen.*

* Der Beauftragte der Bundesregierung für die Nachrichtendienste des Bundes hat die Ant-
wort vom 7. Mai 2015 als „VS – GEHEIM“eingestuft. Von einer Veröffentlichung auf
der Bundestagsdrucksache wird abgesehen. Abgeordnete haben die Möglichkeit, in der
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages Einsicht in die Antwort zu nehmen.
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2. Abgeordnete
Tabea

Rößner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie kommt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf die Kleine Anfrage der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 30. März
2015 „Perspektiven der bundesdeutschen
Filmförderung“ auf Bundestagsdrucksache 18/
4777 zu der Ansicht, dass die kulturelle
Filmförderung der Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Medien (BKM),
Staatsministerin Monika Grütters, nach einer
aktuellen Studie der Universität Rostock zu
den geschlechtergerechtesten Förderungen
Deutschlands zählt, wenn eine von der Univer-
sität Rostock im Februar 2015 veröffentlichte
Studie (www.academia.edu/10655245/_Wer_
dreht_deutsche_Kinofilme_Gender_Report_
2009_2013_2015_) gleichzeitig festhält, dass
der auf einer Richtlinie der BKM beruhende
Deutsche Filmförderfonds (DFFF) der „ge-
schlechterungerechteste Fördertopf“ sei?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsministerin Monika Grütters,
vom 6. Mai 2015

Die sog. kulturelle Filmförderung der BKM und die sog. wirtschaft-
liche Filmförderung der BKM, zu der der DFFF zählt, sind zwei in
ihrer Systematik und Ausrichtung zu unterscheidende Förderinstru-
mente, wenngleich beide aus dem Haushalt der BKM finanziert wer-
den: Die kulturelle Filmförderung dient vorrangig der Unterstützung
des künstlerisch herausragenden Filmes. Die Förderentscheidungen
basieren daher auf den Empfehlungen einer Fachjury. Die Sätze 1
und 2 der Antwort zu Frage 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu den „Perspektiven der bundes-
deutschen Filmförderung“ (Bundestagsdrucksache 18/4777) bezie-
hen sich explizit auf diese Filmförderungsart der BKM.

Im Gegensatz zur sog. kulturellen Filmförderung der BKM werden
die Förderungen aus DFFF-Mitteln im Rahmen eines automatisier-
ten Verfahrens an antragstellende Produktionsfirmen vergeben, so-
fern die – geschlechterneutralen – Bewilligungsvoraussetzungen nach
der DFFF-Richtlinie erfüllt und ausreichend Mittel vorhanden sind.

Die in der o. g. Antwort der Bundesregierung zitierte Studie des In-
stituts für Medienforschung der Universität Rostock folgt dieser Dif-
ferenzierung zwischen den beiden verschiedenen Förderungsarten
der BKM. Bei den beiden in der Frage genannten Quellen handelt es
sich um dieselbe Studie.

Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/4908 – 2 –



Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie

3. Abgeordnete
Kerstin

Andreae
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welcher Höhe wurden in den Jahren 2001
bis 2015 Bußgelder wegen Kartellverstößen
verhängt (Antwort auf meine Schriftliche Fra-
ge 7 auf Bundestagsdrucksache 18/4856), die
gerichtlich überprüft wurden, insgesamt, und
in welcher Höhe wurden Bußgelder gegen Un-
ternehmen verhängt, bei denen es vor, wäh-
rend oder nach der Festsetzung des Bußgeldes
zu Umstrukturierungen, Vermögensübertra-
gungen oder Verkäufen der mit Bußgeld beleg-
ten Unternehmen kam?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke

vom 11. Mai 2015

Eine Aufstellung der angefochtenen Bußgelder der Jahre 2001 bis
2015 findet sich – als Ergänzung der Tabelle zu Ihrer Schriftlichen
Frage 7 auf Bundestagsdrucksache 18/4856 – nachstehend. Es wur-
den dabei alle Bußgelder aufgeführt, gegen die Einspruch eingelegt
wurde, unabhängig davon, wie sich das weitere Verfahren entwickelt
hat, insbesondere, ob es zu einer gerichtlichen Entscheidung kam.
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In dem genannten Zeitraum gab es mehrere Bußgeldverfahren, in de-
nen es vor oder nach der Festsetzung von Bußgeldern zu Umstruktu-
rierungen, Vermögensübertragungen oder Verkäufen der mit Buß-
geld belegten Unternehmen kam (vgl. letzte Spalte der vorstehenden
Tabelle). Von den durch das Bundeskartellamt bzw. das Oberlandes-
gericht Düsseldorf festgesetzten Bußgeldern waren insgesamt ca.
514 Mio. Euro durch Rechtsnachfolge betroffen. In einem Fall hat
der Bundesgerichtshof (BGH) die Haftung des Rechtsnachfolgers
hinsichtlich des vom Oberlandesgericht Düsseldorf verhängten Buß-
geldes in Höhe von 55 Mio. Euro bestätigt (BGH, Entscheidung
vom 27. Januar 2015, KRB 39/14 – Melitta Europa GmbH &
Co. KG). Des Weiteren wurden im genannten Zeitraum Bußgelder
in Höhe von ca. 94 Mio. Euro verhängt, bei denen feststeht, dass sie
infolge von Rechtsnachfolgen nicht durchgesetzt werden können.
Die übrigen von Rechtsnachfolge betroffenen Bußgelder in Höhe
von ca. 365 Mio. Euro sind Gegenstand laufender Verfahren, deren
Ausgang abzuwarten bleibt.

4. Abgeordnete
Agnieszka

Brugger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zu welchem Zeitpunkt plant die Bundesregie-
rung die Veröffentlichung der im „Bericht der
Bundesregierung über ihre Exportpolitik für
konventionelle Rüstungsgüter im ersten Halb-
jahr 2014“ des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) angekündigten
überarbeiteten Kleinwaffengrundsätze?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 6. Mai 2015

Die Kleinwaffengrundsätze der Bundesregierung werden im Mai
2015 zunächst an den Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschaft
und Energie des Deutschen Bundestages zur Kenntnis übersandt.
Anschließend werden sie veröffentlicht werden.

5. Abgeordneter
Peter

Meiwald

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern besteht nach Auffassung der Bun-
desregierung ein Zusammenhang zwischen
den staatlichen mittelbaren und unmittelbaren
Finanzhilfen für den Kohlebergbau sowie für
die Kohlekraftwerke und dem Eintrag von
Schadstoffen wie zum Beispiel Quecksilber,
Blei, Cadmium oder Nickel in Gewässerkörper
in Deutschland (bitte nach Art der Finanzhil-
fen aufgliedern), und wie beurteilt die Bundes-
regierung den Eintrag solcher Schadstoffe in
diese Gewässerkörper im Hinblick auf das in
der Wasserrahmenrichtlinie festgelegte Ver-
schlechterungsverbot?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 7. Mai 2015

Staatliche Finanzhilfen entsprechend dem 24. Subventionsbericht
der Bundesregierung werden für den Steinkohlenbergbau auf der
Grundlage des Steinkohlefinanzierungsgesetzes 2007 mit dem Ziel
der sozialverträglichen Beendigung des subventionierten Steinkoh-
lenbergbaus in Deutschland gewährt.

Wie bei vielen anderen industriellen Tätigkeiten ist auch die Gewin-
nung von Steinkohle mit einer Gewässerinanspruchnahme verbun-
den. Der Bundesgesetzgeber und die Landesgesetzgeber haben mit
dem Wasserhaushaltsgesetz bzw. mit den Landeswassergesetzen den
rechtlichen Rahmen für diese Gewässernutzung vor dem Hinter-
grund der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik) einschließlich des dort
beschriebenen Verschlechterungsverbots geschaffen. Damit hat unter
anderem auch das steinkohlenbergbaubetreibende Unternehmen die
über diese rechtlichen Vorgaben vermittelten und in wasserrechtli-
chen Zulassungen festgelegten Grenzwerte für seine Einleitungen in
Gewässer einzuhalten. Der Eintrag von Schadstoffen in Gewässer-
körper in Deutschland wird von den Ländern überwacht. Die Bun-
desregierung geht davon aus, dass die Länder für die Einhaltung der
Vorgaben Sorge tragen.

Kohlekraftwerken gewährt der Bund keine Finanzhilfen. Der Braun-
kohlenbergbau als Wirtschaftszweig beziehungsweise private Unter-
nehmen der Braunkohlenindustrie erhalten ebenfalls keine Finanz-
hilfen des Bundes. Ob im Einzelfall Länder Finanzhilfen für den
Kohlenbergbau sowie für die Kohlekraftwerke leisten, ist der Bun-
desregierung nicht bekannt. Ein Zusammenhang mit Schadstoffaus-
stoß verschiedenster Art wird deshalb nicht gesehen.

6. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet die Bundesregierung die Ergeb-
nisse des aktuellen „Defence Companies Anti-
Corruption Index“, in dessen Rahmen Trans-
parency International (TI) 163 Rüstungsunter-
nehmen auf Transparenz und Qualität ihrer
Compliance- und Antikorruptionsprogramme
untersuchte und dabei zu dem Ergebnis kam,
dass fast ein Viertel aller Unternehmen über
gar keine Antikorruptionsprogramme verfüge
und auch bei deutschen Unternehmen teils er-
heblicher Verbesserungsbedarf beim Ausbau
von Korruptionspräventions- und Compliance-
strukturen bestehe, insbesondere im Hinblick
auf Schmiergeldskandale der letzten Jahre bei
Geschäften deutscher Rüstungsunternehmen
im Ausland etwa mit Griechenland und die
Probleme mit dem Endverbleib von gelieferten
Waffen, und welche konkreten Konsequenzen
zieht die Bundesregierung daraus, dass laut TI
die Ergebnisse des Index zugleich den Ver-
dacht wecken, dass der Bundessicherheitsrat
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und die Bundesregierung die Überprüfungen
von deutschen Waffenexportunternehmen hin-
sichtlich ihrer Zuverlässigkeit in der Vergan-
genheit „recht lax gehandhabt“ hätten, ob-
gleich doch nach § 6 Absatz 3 des Gesetzes zur
Kontrolle von Kriegswaffen die Genehmigung
zur Ausfuhr insbesondere zu versagen ist,
wenn Grund zur Annahme besteht, dass die,
die Kriegswaffen befördern, die für die beab-
sichtigte Handlung erforderliche Zuverlässig-
keit nicht besitzen (vgl. zu beiden Teilfragen
www.transparency.de/2015-04-28_Defence-
Anti-Corrup.2612.0.html, 28. April 2015)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rainer Sontowski

vom 7. Mai 2015

Die Bundesregierung begrüßt die Veröffentlichung von TI als Bei-
trag zur Erhöhung der geschäftlichen Transparenz und Integrität im
verteidigungsindustriellen Sektor.

In Deutschland ansässige Verteidigungsunternehmen unterliegen in
vollem Umfang geltendem Recht. Die Implementierung einer darü-
ber hinausgehenden Compliancestruktur und Veröffentlichungspoli-
tik wird von der Bundesregierung für sinnvoll gehalten, ist aber Auf-
gabe der Unternehmen.

Vor diesem Hintergrund kann die Bundesregierung keine Bewertung
der Ergebnisse der Studie vornehmen.

Den Vorwurf einer „laxen Handhabung“ von Zuverlässigkeitsüber-
prüfungen deutscher Unternehmen der Wehrtechnik weist die Bun-
desregierung zurück. In den Grundsätzen der Bundesregierung zur
Zuverlässigkeit von Exporteuren vom 25. Juli 2001 ist detailliert
dargestellt, welche Maßnahmen bei tatsächlichen Anhaltspunkten
auf mangelnde Zuverlässigkeit eines Unternehmens und seiner han-
delnden Personen zu treffen sind. Diese Grundsätze gelten uneinge-
schränkt und werden in der Verwaltungspraxis entsprechend ange-
wandt.

7. Abgeordnete
Dr. Julia
Verlinden

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Gesprächstermine gab es seit Januar
2014 zwischen Vertretern des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit (BMUB), des BMWi und
des Bundeskanzleramtes (BKAmt) mit Vertre-
tern der Erdgas- und Erdölindustrie bezie-
hungsweise deren Interessenverbänden (bitte
nach Datum, Gesprächsteilnehmern und Ge-
sprächsinhalten bzw. Gesprächsthemen auflis-
ten)?
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Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig

vom 8. Mai 2015

Vorbemerkung

Die Bundesregierung steht grundsätzlich mit allen Vertretern aus
dem energiepolitischen, -wirtschaftlichen und -wissenschaftlichen so-
wie dem zivilgesellschaftlichen Bereich im ständigen Austausch. Es
werden weder die Kommunikationsvorgänge noch die tatsächlichen
Gesprächsinhalte systematisch erfasst. Die in den Gesprächen im
Einzelnen vertretenen Positionen können daher nicht übermittelt
werden. Es ist auch möglich, dass es am Rande von Veranstaltungen
oder sonstigen Terminen zu persönlichen Kontakten mit Vertreterin-
nen und Vertretern der Erdöl- und Erdgasindustrie gekommen ist,
die nicht dokumentiert worden sind. Aus den genannten Gründen
kann nicht ausgeschlossen werden, dass vereinzelt ein Gesprächster-
min nicht aufgezeichnet worden ist und in den unten aufgelisteten
Gesprächsterminen fehlt.

Die nachfolgenden Angaben zu Gesprächsterminen von Vertretern
des BKAmtes, des BMWi und des BMUB auf Leitungsebene erfolgt
auf Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandenen
Unterlagen und Aufzeichnungen.

Unterhalb der Leitungsebene gibt es aufgabenbedingt vielfältige
dienstliche Kontakte von Vertreterinnen und Vertretern des
BKAmtes, des BMWi und des BMUB mit Vertretern der Erdgas-
und Erdölindustrie und deren Interessenverbänden. Eine vollständi-
ge und umfassende Aufstellung über all diese Kontakte existiert nicht
und kann aufgrund fehlender Recherchierbarkeit, z. B. wegen Perso-
nalwechsels, auch nicht erstellt werden.

In der Zeit ab dem 1. Januar 2014 bis zum 4. Mai 2015 sind der Bun-
desregierung die folgenden Gesprächstermine bekannt:
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

8. Abgeordnete
Agnieszka

Brugger
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über die Hintergründe der nichtautorisierten
Gewalt durch UN-Blauhelme in Gao/Mali En-
de Januar 2015 gegenüber Demonstranten mit
drei Todesopfern und 13 Verletzten (dpa-Mel-
dung vom 2. April 2015), und welche Konse-
quenzen werden im Konkreten aus diesem
Vorfall für die UN-Mission MINUSMA gezo-
gen?

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein

vom 7. Mai 2015

Am 27. Januar 2015 kam es in Gao zu gewalttätigen Demonstratio-
nen gegen MINUSMA. Entgegen dem Abkommen mit der Gastre-
gierung, in deren Zuständigkeit die Überwachung der Demonstra-
tion gelegen hätte, waren die MINUSMA-Sicherheitskräfte auf sich
allein gestellt. Bei der Auseinandersetzung waren drei zivile Todes-
opfer sowie Verletzte auf beiden Seiten zu beklagen. Deutsches
MINUSMA-Personal war nicht am Einsatz beteiligt.

Der VN-Generalsekretär Ban Ki-moon kündigte im Nachgang des
Zwischenfalls eine umfassende Untersuchung an. Am 2. April 2015
erklärte der Sprecher des VN-Generalsekretärs, dass der VN-interne
Untersuchungsbericht vorliegt. Das Untersuchungsteam sei zu dem
Schluss gekommen, dass einzelne Mitglieder der Polizeieinheit von
MINUSMA nicht genehmigte und unverhältnismäßige Gewalt (leta-
ler Waffeneinsatz) gegen zivile Demonstranten angewandt haben,
was zum Tod von drei Demonstranten und zur Verwundung von vier
weiteren geführt habe. Ferner wird in dem Untersuchungsbericht
festgestellt, dass einige Protestler und Organisatoren der Demonstra-
tion Verantwortung für Gewaltausschreitungen bei der Demonstra-
tion tragen. Dies beinhaltete auch den Einsatz von Molotow-Cock-
tails, Steinen und von Versuchen, gewaltsam in das MINUSMA-La-
ger vorzudringen. Fünf Polizisten von MINUSMA wurden dabei
verletzt. Der VN-Generalsekretär Ban Ki-moon hat sein tiefes Be-
dauern für die zivilen Opfer ausgedrückt und verurteilt den Verstoß
gegen die MINUSMA-Vorschriften. Der Truppensteller kündigte im
Nachgang einer eigenen Untersuchung die Ablösung der Polizeiein-
heit an. Den Angehörigen der Opfer wurden Kompensationszahlun-
gen zugesichert.
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9. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Inwieweit hat die Bundesregierung Kenntnis
darüber, ob sich im Februar 2015 Vertreter
der islamistischen „Fadschr Libia“ mit dem
ukrainischen Außenminister Pawlo Klimkin in
Kiew getroffen haben, weil sie mit ukrainischer
Hilfe MiG-23-Kampfflugzeuge aus Muammar-
al-Gaddafi-Zeiten wieder einsatzfähig machen
wollen (www.newsweek.com/rival-libyan-
factions-travel-kiev-and-moscow-seeking-
support-304879), und inwieweit sind nach
Kenntnis der Bundesregierung diese Bemü-
hungen erfolgreich gewesen vor dem Hinter-
grund, dass die islamistische „Fadschr Libia“
eigene Luftstreitkräfte aufgebaut zu haben
scheint, die im Februar 2015 die Stadt az-
Zintan bombardiert haben soll (www.nytimes.
com/2015/02/18/world/middleeast/islamist-
faction-in-libya-now-strikes-from-the-
sky.html?_r=0) und seitdem verschiedene Luft-
angriffe auf Stellungen der Regierung – etwa
in as-Sidr oder Ras Lanuf – geflogen sein sol-
len (www.reuters.com/article/2015/03/03/us-
libya-security-idUSKBN0LZ0Q620150303)?

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 7. Mai 2015

Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu einem Treffen
von Vertretern der libyschen „Operation Morgenröte“ (Fajr Libya)
mit dem ukrainischen Außenminister Pawlo Klimkin im Februar
2015 vor.

Die Kräfte der „Operation Morgenröte“ verfügen bereits seit Mitte
2014 über militärische Luftfahrzeuge, mit denen Ziele in Zintan und
ab März 2015 auch in As Sidra und Ras Lanuf bekämpft wurden.
Darunter sollen sich auch mindestens zwei MiG-23 befunden haben.
Presseinformationen, denen zufolge diese militärischen Luftfahrzeu-
ge zuvor durch ukrainische Techniker instand gesetzt worden sein
sollen, können von der Bundesregierung nicht bestätigt werden.

10. Abgeordneter
Dieter

Janecek

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

War das für den zivilen Luftverkehr zuständi-
ge Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur über den nun bekannt geworde-
nen Kabelbericht des Auswärtigen Amts zur
Sicherheitslage im Luftraum über der Ost-
ukraine nach dem Abschuss eines Antonow-
AN-26-Transportflugzeuges am 14. Juli 2014
informiert (vgl. WDR, NDR und Süddeutsche
Zeitung vom 27. April 2015), und an welche
Stellen wurden die Informationen weitergege-
ben?
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Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 6. Mai 2015

Die Bundesregierung ist am 14. Juli 2014 von der ukrainischen Re-
gierung in einem Briefing des ukrainischen Außenministeriums über
die eskalierende militärische Lage in der Ostukraine unterrichtet
worden. In diesem Zusammenhang wurde ebenso wie durch öffentli-
che Aussagen der ukrainischen Regierung der Abschuss eines ukrai-
nischen Militärflugzeuges bekannt. Darüber wurde auch zeitnah in
den deutschen Medien berichtet. Zivile Überflüge über die Ost-
ukraine und deren Sicherheit wurden bei dem Treffen nicht themati-
siert.

Darüber hinausgehende eigene Erkenntnisse zur Sicherheit ziviler
Überflüge über die Ostukraine lagen der Bundesregierung nicht vor,
sodass sich eine Weitergabe von Informationen durch die Bundesre-
gierung erübrigte.

Interne Unterlagen des Auswärtigen Amts, darunter auch das Doku-
ment, auf das in der Frage Bezug genommen wird, bewerteten die
politischen Implikationen des Abschusses.

11. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Über welche Kenntnisse verfügt die Bundesre-
gierung bezüglich der Funktion und Rolle von
Einrichtungen auf dem US-Stützpunkt in Ram-
stein im Rahmen des weltweiten Einsatzes von
unbemannten Luftfahrzeugen der Vereinigten
Staaten von Amerika (USA), und zu welchem
Ergebnis ist die Bundesregierung bei ihrer Prü-
fung der Vereinbarkeit der tatsächlichen Nut-
zung des Stützpunktes mit dem Vertrag zur
Nutzung der Liegenschaft, den die Bundesre-
publik Deutschland und die USA geschlossen
haben, gekommen (vgl. DER SPIEGEL,
Nr. 17/2015)?

Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 5. Mai 2015

Der US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein wird von den USA ohne die
Mitwirkung der Bundesregierung betrieben und genutzt.

Der Generalbundesanwalt prüft weiterhin, ob es Anhaltspunkte für
in seine Verfolgungszuständigkeit fallende Straftaten im Zusammen-
hang mit etwaigen von Deutschland aus geplanten, gesteuerten oder
überwachten Drohneneinsätzen gibt.

12. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Warum erklärte die Bundesregierung in ihrer
Antwort auf die Schriftliche Frage 20 des Ab-
geordneten Markus Tressel auf Bundestags-
drucksache 18/2256, sie habe „keine eigenen
Erkenntnisse darüber, dass die pro-russischen
Separatisten in der Ostukraine über schwere
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Luftabwehrwaffen mit großer Reichweite ver-
fügten“, obwohl sie nach Recherchen der
ARD bereits am 14. Juli 2014 durch den Ka-
belbericht informiert wurde (vgl. WDR, NDR
und Süddeutsche Zeitung vom 27. April 2015),
und warum hat die Bundesregierung es unter-
lassen, die deutschen Luftfahrtunternehmen
über diese Entwicklung zu informieren?

Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 6. Mai 2015

Die Bundesregierung ist am 14. Juli 2014 von der ukrainischen Re-
gierung in einem Briefing des ukrainischen Außenministeriums über
die eskalierende militärische Lage in der Ostukraine unterrichtet
worden. In diesem Zusammenhang wurde ebenso wie durch öffentli-
che Aussagen der ukrainischen Regierung der Abschuss eines ukrai-
nischen Militärflugzeuges bekannt. Darüber wurde auch zeitnah in
den deutschen Medien berichtet. Zivile Überflüge über die Ost-
ukraine und deren Sicherheit wurden bei dem Treffen nicht themati-
siert.

Darüber hinausgehende eigene Erkenntnisse zur Sicherheit ziviler
Überflüge über die Ostukraine lagen der Bundesregierung nicht vor,
sodass sich eine Unterrichtung der deutschen Luftfahrtunternehmen
durch die Bundesregierung erübrigte.

Interne Unterlagen des Auswärtigen Amts, darunter auch das Doku-
ment, auf das in der Frage Bezug genommen wird, bewerteten die
politischen Implikationen des Abschusses.

13. Abgeordneter
Peter
Meiwald

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit welchen Maßnahmen aus dem Portfolio
der Zivilen Konfliktbearbeitung versucht die
Bundesregierung aktuell, den Prozess einer Be-
friedung des innerstaatlichen Konflikts in der
Zentralafrikanischen Republik zu unterstützen
bzw. voranzutreiben?

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 7. Mai 2015

Die Bundesregierung unterstützt den Prozess einer Befriedung des
innerstaatlichen Konflikts in der Zentralafrikanischen Republik vor
allem über die Peacebuilding-Kommission der Vereinten Nationen.
Im Jahr 2014 hat die Bundesregierung 6 Mio. Euro in den Peacebuil-
ding Fund der Vereinten Nationen eingezahlt. Aus dem Peacebuil-
dung Fund werden auch Maßnahmen der Vereinten Nationen in der
Zentralafrikanischen Republik finanziert. Schwerpunkt dieser Maß-
nahmen ist die Unterstützung beim Wiederaufbau elementarer Funk-
tionen von Staatlichkeit. Darüber hinaus prüft die Bundesregierung
den Einstieg des Zivilen Friedensdienstes in der Zentralafrikanischen
Republik, insbesondere zur Versöhnungs- und Dialogarbeit im Kon-
text von Flüchtlingen.
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14. Abgeordneter
Peter

Meiwald

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sieht die Bundesregierung gegenwärtig Grün-
de, die einer Intervention im Sinne des Kon-
zeptes der Zivilen Konfliktbearbeitung durch
deutsche und internationale nichtstaatliche
Gruppen in Zusammenarbeit mit der katholi-
schen und evangelischen Kirche sowie dem
muslimischen Imam in der Zentralafrikani-
schen Republik entgegenstehen, und wenn ja,
welche?

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 7. Mai 2015

In vielen Regionen der Zentralafrikanischen Republik, insbesondere
in den von Einheiten der ex-Séléka, der anti-Balaka sowie von krimi-
nellen Banden kontrollierten Gebieten, ist die Sicherheitslage nach
wie vor volatil. Dies beeinträchtigt maßgeblich die Durchführbarkeit
von Maßnahmen im Rahmen der Zivilen Krisenprävention, da ein
unkalkulierbares Risiko für die physische Sicherheit von Mitarbei-
tern und Teilnehmern an Projektmaßnahmen existiert.

In denjenigen Regionen der Zentralafrikanischen Republik, in denen
die Sicherheitslage dies zuließ, finden bereits zahlreiche Dialog- und
Versöhnungsmaßnahmen im Rahmen der so genannten lokalen Kon-
sultationen (consulations locales) statt. Die Übergangsregierung der
Zentralafrikanischen Republik hat auf dieser Basis den Beginn des
„Bangui-Forums für Dialog und nationale Versöhnung“ am 4. Mai
2015 angekündigt. Darüber hinaus werden bereits von verschiedenen
nichtstaatlichen Organisationen Dialogmaßnahmen durchgeführt.

Die Chancen einer Wirksamkeit von zusätzlichen Maßnahmen deut-
scher und internationaler nichtstaatlicher Gruppen in Zusammenar-
beit mit der katholischen und evangelischen Kirche sowie dem musli-
mischen Imam in der Zentralafrikanischen Republik im Sinne der
Krisenprävention erscheinen momentan eher gering. Es spricht viel
dafür, dass es sich bei dem Konflikt in der Zentralafrikanischen
Republik in erster Linie um einen machtpolitischen Konflikt zwi-
schen ethnischen Gruppen handelt, nicht um einen primär religiös
motivierten Konflikt. Die religiöse Dimension des Konflikts ergibt
sich aus dem Umstand, dass religiöse Zugehörigkeit meist Hand in
Hand geht mit ethnischer Zugehörigkeit und Formen wirtschaft-
licher Tätigkeit bzw. Berufsgruppen. Konflikte entlang ethnischer
und wirtschaftlicher Linien erhalten dadurch sekundär eine religiöse
Dimension. Diese liegt dem Konflikt jedoch nicht zugrunde. Ange-
sichts dessen erscheint die Wirksamkeit von Maßnahmen in Zusam-
menarbeit mit religiösen Führern zurzeit begrenzt.

15. Abgeordneter
Omid
Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

War die Lage von Nichtregierungsorganisatio-
nen in Indien, insbesondere von Greenpeace
e. V., Brot für die Welt und vom Bischöflichen
Hilfswerk MISEREOR e.V., Gegenstand der
jüngsten Gespräche zwischen Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel und dem indischen Pre-
mierminister Narendra Modi, und welche
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Position vertritt die Bundesregierung gegen-
über den Kontensperrungen von Greenpeace
e. V. seitens der indischen Regierung?

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 6. Mai 2015

Zu den Inhalten des Gesprächs mit dem indischen Premierminister
Narendra Modi hat sich die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel in
der anschließenden gemeinsamen Pressekonferenz geäußert.

Die Bundesregierung verfolgt die aktuelle Diskussion in Indien über
die Anwendung von Vorschriften hinsichtlich ausländischer Finanz-
beiträge für indische Nichtregierungsorganisationen und deren Fol-
gen mit großer Aufmerksamkeit.

Greenpeace e. V. hat sich in der von Ihnen erwähnten Angelegenheit
der Kontensperrungen nicht an die Bundesregierung gewandt. Die
genauen Hintergründe des Vorfalls, die über Pressemeldungen
hinausgehen, sind der Bundesregierung daher nicht bekannt.

16. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Eingeständnis der Administra-
tion, dass durch einen Drohneneinsatz der
amerikanischen Streitkräfte in Pakistan im
Januar 2015 ein Mitarbeiter einer deut-
schen Hilfsorganisation getötet wurde (ZEIT
ONLINE, „US-Drohne tötet Al-Kaida-Gei-
seln“, 23. April 2015)?

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 7. Mai 2015

Der Präsident der Vereinigten Staaten, Barack Obama, hat am
23. April 2015 für den Einsatz, bei dem die beiden Hilfsorganisa-
tionsmitarbeiter ums Leben gekommen sind, die Verantwortung
übernommen. Er hat sein tiefstes Bedauern ausgedrückt und den An-
gehörigen seine Entschuldigung angeboten. Präsident Barack Obama
hat außerdem eine Überprüfung des Einsatzes angeordnet und sich
vorbehalten, die zukünftigen Richtlinien für vergleichbare Einsätze
zu verändern, um die Tötung von Unschuldigen zu verhindern. Die
Bundesregierung begrüßt die transparente Aufarbeitung des Einsat-
zes.

Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt den Angehörigen von Giovanni
Lo Porto und Warren Weinstein.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

17. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welcher Rechtsgrundlage wird nach Kennt-
nis der Bundesregierung das Zeigen der Fahne
des Staates Israel, beispielsweise auf Anti-Nazi-
Protesten oder in Fußballstadien, wie bei-
spielsweise am Wochenende in Berlin (siehe:
www.bild.de/sport/fussball/union-berlin/
polizei-verbietet-israel-fahne-40712112.bild.
html), von der Polizei unterbunden, und teilt
die Bundesregierung die Ansicht, dass eine
Fahne des Staates Israel eine Provokation dar-
stellt, weshalb sie in manchen Situationen nicht
gezeigt werden dürfe?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 4. Mai 2015

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, die über
die in der Fragestellung zitierte Presseberichterstattung hinausgin-
gen. Verbotsmaßnahmen, wie sie in der Fragestellung beschrieben
werden, fallen in die Zuständigkeit der Länder und sind nach dem je-
weiligen Landesrecht zu beurteilen. Da die Zuständigkeit der Bun-
desregierung nicht berührt ist, enthält sie sich einer Bewertung.

18. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Wie viele Einreisen (Personen und Gruppen
aus dem extrem rechten Spektrum) wurden in
den letzten zehn Jahren seitens der Bundesre-
gierung wegen möglicher Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung in Deutsch-
land verweigert, und aus welchen Herkunfts-
ländern stammten die Personen (bitte getrennt
nach Jahren auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. Mai 2015

Die Bundespolizei und die mit der polizeilichen Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden haben in den Jah-
ren 2005 bis 2014 insgesamt 4 085 Personen aufgrund einer Gefahr
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zurückgewiesen. Auf die
beigefügte Übersicht wird verwiesen. Darüber hinaus erfolgt keine
phänomenologische statistische Erfassung der Einreiseverweigerun-
gen, wie zum Beispiel von „Personen und Gruppen aus dem extrem
rechten Spektrum“.
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19. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Wie waren die jeweiligen Argumente der Euro-
päischen Kommission bzw. der Bundesregie-
rung in dem Pilotverfahren 2013/3395 bezüg-
lich der Umsetzung der Dogan-Entscheidung
des Europäischen Gerichtshofes (Rechtssache
C-138/13, bitte nach den jeweiligen Schriftsät-
zen mit Datum und konkretem Inhalt auflis-
ten), und wie hat die Europäische Kommission
im Detail die Einleitung eines diesbezüglichen
EU-Vertragsverletzungsverfahrens in ihrem
förmlichen Mahnschreiben vom 27. März
2015 begründet (bitte ausführlich ausführen
und darlegen, warum die Ausführungen der
Bundesregierung im Pilotverfahren als unzu-
lässig erachtet wurden)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. Mai 2015

Nachdem die Europäische Kommission am 13. Januar 2015 das Pi-
lotverfahren geschlossen hat, nahm die Bundesregierung am
17. März 2015 erneut Stellung. Sie teilte der Kommission mit, dass
eine Regelung zum Spracherwerbserfordernis beim Ehegattennach-
zug Gegenstand eines laufenden Gesetzgebungsverfahrens (gemeint
war das bereits in den parlamentarischen Beratungen befindliche
„Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthalts-
beendigung“) werden sollte. Da der konkrete Inhalt der Regelung
erst im Laufe der parlamentarischen Verhandlungen zu dem Gesetz-
gebungsvorhaben feststehen wird, konnten zu dem Inhalt der geplan-
ten Regelung keine weiteren Aussagen gemacht werden.

Am 27. März 2015 übermittelte die Kommission ihr offizielles
Mahnschreiben. Zur Begründung ihrer Entscheidung führt sie im
Wesentlichen an, dass § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Aufent-
haltsgesetzes (AufenthG) seit der Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH) vom 14. Juli 2014 (C-138/13, Dogan) unver-
ändert geblieben sei. Vielmehr sei die Entscheidung des Gerichts-
hofes nach dem Vortrag der Bundesregierung im Wege von Erlassen
umgesetzt worden. Diese Erlasse hätten nicht den Status von allge-
mein gültigen Rechtsvorschriften und seien nicht im Bundesgesetz-
blatt bekannt gemacht worden.

Sie ist der Ansicht, dass eine solche Umsetzung nicht ausreichend
sei, um die Verpflichtungen aus dem Gemeinschaftsrecht zu erfüllen.

Vielmehr sei zur Herstellung der Unionsrechtskonformität verbindli-
ches innerstaatliches Recht erforderlich – das ändernde Recht müsse
denselben Rang haben wie die zu ändernden Bestimmungen. Kritik
an dem Inhalt des Erlasses oder der Ausgestaltung der Härtefallrege-
lung übt die Kommission indes nicht.

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre
Schriftliche Frage 29 auf Bundestagsdrucksache 18/4001 verwiesen.
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20. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)

Mit welcher Ausrüstung, welchen Fahrzeugen
bzw. welchem Personal will die Bundesregie-
rung die gemeinsamen EU-Operationen zur
Bekämpfung unerwünschter Migration im Mit-
telmeer nach gegenwärtigem Stand unterstüt-
zen (bitte Zahl, Typ und Name etwaiger Schif-
fe bzw. Luftfahrzeuge sowie die Zahl der nach
Italien und Griechenland entsandten „Asyl-
experten“ angeben; www.statewatch.org/news/
2015/apr/eu-med-crisis-military-ms-pledges.pdf),
und welche Unterstützung (Ausrüstung, Fahr-
zeuge, Personal) ist bereits unterwegs?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder
vom 6. Mai 2015

Eine EU-Operation „zur Bekämpfung unerwünschter Migration“
existiert nicht. Sofern der Fragesteller sich auf die Beteiligung für die
von FRONTEX koordinierte grenzpolizeiliche Operation „Triton“
bezieht, basiert die deutsche Beteiligung durch die Bundespolizei auf
den Bedarfsanforderungen des zuständigen Einsatzstaates und von
FRONTEX.

Die FRONTEX-Jahresplanung 2015 sieht für die Operation „Tri-
ton“ den Einsatz eines deutschen „Debriefers“ (Ermittlungsbeamter)
von März bis Anfang Mai 2015 sowie den Einsatz eines seeflugtaug-
lichen Polizeihubschraubers für den Monat Juli 2015 vor. Darüber
hinaus wurde der Agentur für die Monate Juli und Oktober 2015
jeweils ein zusätzlicher „Debriefer“ angeboten.

Bis Anfang des Jahres 2015 war der operative Bedarf seitens
FRONTEX/ITA gedeckt. Auf eine erneute kurzfristige Abfrage der
Grenzschutzagentur FRONTEX vom 24. April 2015 wird Deutsch-
land weitere zehn „Debriefer“ und einen weiteren seeflugtauglichen
Polizeihubschrauber anbieten.

Die Modalitäten und Unterstellungsverhältnisse für den Einsatz der
Bundeswehr-Fregatte Hessen und des Bundeswehr-Einsatzgruppen-
versorgers Berlin werden derzeit geprüft. Beide Schiffe befinden sich
bereits auf dem Weg.

Deutschland unterstützt auf Nachfrage über das Europäische Unter-
stützungsbüro für Asylfragen (EASO) auf Malta personell die An-
strengungen Italiens und Griechenlands um ein Asylsystem, welches
den Vorgaben des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS)
entspricht. Art und Umfang einer weiteren Unterstützung werden
zurzeit geprüft.
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21. Abgeordneter
Christian

Kühn

(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung
über den Sachstand, dass das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) mehr
Personal einzustellen beabsichtigt, um die
Asylverfahren von Kosovaren zu priorisieren
und diese auf 14 Tage zu verkürzen (tatsäch-
lich eingestelltes Personal, zukünftige Einstel-
lungen, Einhaltung des 14-Tage-Ziels (dpa-
Meldung vom 5. April 2015)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. Mai 2015

Asylanträge kosovarischer Staatsbürger werden bereits seit dem
18. Februar 2015 durch das BAMF in sechs Bundesländern prioritär
bearbeitet. Ziel ist es, diese Anträge innerhalb von 14 Tagen nach
Antragstellung zu bescheiden. Unabhängig davon haben Bundesre-
gierung und Haushaltsgesetzgeber bereits mit den Haushalten 2014
(300 neue Planstellen bzw. Stellen inkl. Personal- und Sachmittel)
und 2015 (350 neue Planstellen bzw. Stellen inkl. Personal- und Sach-
mittel) zusätzliche Stellen beim BAMF geschaffen. Die Bundesregie-
rung hält eine weitere Erhöhung der Stellenzahl beim BAMF für er-
forderlich.

22. Abgeordneter
Christian

Kühn

(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung zum Zweck der
Verteilung von Asylbewerbern auf die Bundes-
länder, den Königsteiner Schlüssel zu verän-
dern, und wenn ja, nach welchen Kriterien soll
die Verteilung künftig organisiert werden
(www.spiegel.de/politik/deutschland/
fluechtlinge-innenministerium-erwaegt-andere-
verteilung-a-1030226.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. Mai 2015

Nein.

23. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)

Wie viele antisemitisch motivierte Friedhofs-
schändungen gab es im Jahr 2014 bundesweit,
und wie viele dieser Straftaten konnten aufge-
klärt werden (bitte nach Bundesländern auflis-
ten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 6. Mai 2015

Für das Jahr 2014 wurden dem Bundeskriminalamt im Rahmen des
Kriminalpolizeilichen Meldedienstes – Politisch motivierte Krimina-
lität von den die Fallzahlen erhebenden Ländern bundesweit 27 poli-
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tisch motivierte Straftaten mitgeteilt, bei denen „Friedhof“ als An-
griffsziel benannt worden ist.

Diese Straftaten schlüsseln sich nach Ländern wie folgt auf:

Bislang aufgeklärt sind zwei Fälle in Brandenburg und ein Fall in
Nordrhein-Westfalen.

24. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)

Wie viele antisemitisch motivierte Anschläge
auf Synagogen gab es im Jahr 2014 bundes-
weit, und wie viele dieser Straftaten konnten
aufgeklärt werden (bitte einzeln nach Ort und
nach Art des Anschlags auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 6. Mai 2015

Für das Jahr 2014 wurden dem Bundeskriminalamt im Rahmen des
Kriminalpolizeilichen Meldedienstes – Politisch motivierte Krimina-
lität von den die Fallzahlen erhebenden Ländern bundesweit 20 Fälle
antisemitischer Straftaten mitgeteilt, bei denen Synagogen als An-
griffsziel benannt worden sind.

Bislang konnten vier Straftaten aufgeklärt werden.
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Im Einzelnen:

25. Abgeordnete
Petra
Pau

(DIE LINKE.)

Wie viele rechtsextreme, fremdenfeindliche
und antisemitische Internetseiten sind der Bun-
desregierung im Jahr 2014 bekannt geworden,
und wie viele nichtrechtsextreme Internetseiten
versuchten Rechtsextreme gezielt und systema-
tisch für rechtsextreme Propaganda zu nutzen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 6. Mai 2015

Im letzten Jahr lag die Zahl der deutschen rechtsextremistischen In-
ternetseiten bei etwa 830 mit anhaltend hoher Fluktuation. Rechts-
extremisten nutzen auch nichtextremistische Internetseiten – wenn
auch in der Regel nicht zielgerichtet und systematisch – zur Verbrei-
tung ihrer Propaganda. Dies ist prinzipiell überall dort möglich, wo
Webseiten die Möglichkeit bieten, eigene Kommunikationsinhalte
einzustellen (z. B. durch Foren- oder Kommentarbereiche). Beson-
ders intensiv nutzen Rechtsextremisten bzw. rechtsextremistische Or-
ganisationen darüber hinaus nichtextremistische soziale Netzwerke
oder Videoplattformen. Eine Quantifizierung ist in diesem Bereich
aufgrund der sehr hohen Nutzungsdynamik jedoch nicht möglich.

26. Abgeordnete
Corinna

Rüffer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Lässt die Bundesregierung gegenwärtig prü-
fen, welche Personengruppen aus klinisch-psy-
chologischer und neurokognitiver Perspektive
zu einer verantwortlichen, eigenständigen poli-
tischen Willensbildung und Wahlentscheidung
fähig sind, so dass auf dieser Grundlage ein
Ausschluss vom Wahlrecht begründet werden
kann?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 6. Mai 2015

Die Bundesregierung hat gemäß dem Nationalen Aktionsplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention eine Studie in
Auftrag gegeben, in der die tatsächliche Situation behinderter Men-
schen bei der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts unter-
sucht wird und Handlungsempfehlungen für eine verbesserte Partizi-
pation von Menschen mit Behinderungen entwickelt werden.

Dabei ist unter anderem zu untersuchen, wie die einzelnen Fallgrup-
pen der von einem Wahlrechtsausschuss betroffenen Personen in Be-
zug auf die Teilnahme am Prozess der politischen Willensbildung,
die Ausübung von Staatsgewalt in der Wahl und die vom Bundesver-
fassungsgericht in den jüngsten Entscheidungen betonte Kommuni-
kationsfunktion der Wahl zu beurteilen sind, insbesondere, ob bei al-
len betroffenen Personengruppen die Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit in Bezug auf den politischen Willensbildungsprozess
ausgeschlossen ist.

Darüber hinaus wird auf die Antwort der Bundesregierung vom
19. März 2014 (Plenarprotokoll 18/22, S. 1733, Anlage 13) auf die
Mündlichen Fragen 17 und 18 der Abgeordneten Britta Haßelmann
verwiesen.

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/4908– 37 –



Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz

27. Abgeordneter
Christian

Kühn
(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung angesichts des ho-
hen Zuwachses an Zwangsräumungen (www.
tagesspiegel.de/berlin/studie-der-humboldt-
universitaet-immer-mehr-zwangsraeumungen-
in-berlin/11655044.html) eine Änderung des
Mietrechts, und wenn ja, wie soll diese ausge-
staltet werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kelber

vom 7. Mai 2015

Nach dem Bericht der Tageszeitung „DER TAGESSPIEGEL“
nimmt in Märkten mit steigenden Mieten das Risiko zu, dass Haus-
besitzer Mietern insbesondere wegen Zahlungsverzugs kündigen und
die Räumung veranlassen. Als weitere Gründe werden erhebliche
Lärmbelästigungen, unerlaubte Untervermietung oder tiefgreifende
Zerwürfnisse zwischen Mieter und Hauseigentümer genannt. Das
Mietrecht sieht bei einer nicht unerheblichen schuldhaften Pflichtver-
letzung des Mieters ein Kündigungsrecht des Vermieters vor. Auch
in diesen Fällen wird dem Bedürfnis des Mieters, seine Wohnung zu
erhalten, im Einzelfall durch Härtefallregelungen Rechnung getra-
gen. Eine grundlegende Änderung dieser Regelungen ist derzeit
nicht geplant.

28. Abgeordnete
Renate
Künast

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sind der Bundesregierung Gerichtsverfahren
vor deutschen Gerichten bekannt, in denen
ausländische Opfer etwaiger Menschenrechts-
verletzungen deutscher Unternehmen im Aus-
land auf Schadensersatz klagen, insbesondere
gemäß § 823 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) i. V. m. §§ 13, 17 und 32 der Zivilpro-
zessordnung (ZPO), wie die Bundesregierung
es in ihrem Amicus-curiae-Brief in dem Rechts-
streit Esther Kiobel et al. versus Royal Dutch
Petroleum et al. gegenüber dem U. S. Supreme
Court für möglich erachtet, und liegen der
Bundesregierung mittlerweile (vgl. Antwort
der Bundesregierung zu Frage 13 auf Bundes-
tagsdrucksache 17/992) Zahlen, Statistiken
oder andere Eindrücke vor, die die Frage be-
antworten, weswegen Klagen wegen Men-
schenrechtsverletzungen nur sehr selten in der
Bundesrepublik Deutschland, dafür umso häu-
figer im Ausland eingereicht werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange

vom 7. Mai 2015

Die deutsche Justizstatistik ist nicht so differenziert, dass sie es er-
möglicht, die Anzahl von Klagen ausländischer Opfer etwaiger Men-
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schenrechtsverletzungen deutscher Unternehmen im Ausland heraus-
zulesen.

Der Bundesregierung ist aus der Medienberichterstattung bekannt,
dass in einem solchen Fall kürzlich vor dem Landgericht Dortmund
Klage erhoben worden sein soll. In diesem Fall haben – soweit er-
sichtlich – ausländische Kläger (Angehörige von Opfern und ein Ge-
schädigter) ein deutsches Textilunternehmen verklagt, weil es in der
ausländischen Produktionsstätte eines Zulieferers, der nur für dieses
Unternehmen gearbeitet hat, völlig unzureichende, menschenrechts-
widrige Arbeitsbedingungen geduldet haben soll, die zu einer Brand-
katastrophe mit vielen Toten und Verletzten geführt haben soll.

Warum ausländische Kläger bisher offenbar nur selten Klage wegen
Menschenrechtsverletzungen vor deutschen Gerichten erhoben ha-
ben, lässt sich nach Auffassung der Bundesregierung nicht eindeutig
bestimmen. Mit dieser Frage beschäftigen sich auch die Arbeiten am
Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte, die unter der Federführung des
Auswärtigen Amts in einem inklusiven Prozess unter Beteiligung des
Deutschen Instituts für Menschenrechte e. V. erfolgen. Im laufenden
Jahr 2015 werden mehrere Expertenveranstaltungen durchgeführt,
die sich u. a. auch zu dieser Frage verhalten werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

29. Abgeordnete
Annalena

Baerbock

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, die Finanzierungs-
mittel für die Lausitzer und Mitteldeutsche
Bergbau- und Verwaltungsgesellschaft mbH
(LMBV) in den kommenden Haushaltsver-
handlungen stärker als vorgesehen auszustat-
ten, damit Bergbaufolgeschäden aus dem
langjährigen Braunkohleabbau in der Lausitz
so weit gemindert werden können, dass die
Trinkwasserversorgung der Anliegergemein-
den zukünftig nicht gefährdet ist und die Mitfi-
nanzierung der aktuell notwendigen techni-
schen Investitionen zur Sulfatreduzierung im
Trinkwasser der Stadt Frankfurt (Oder) ge-
währleistet werden kann, und wenn nein, wa-
rum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Mai 2015

Die LMBV erfüllt als Unternehmen alle Verpflichtungen, die sich
aus dem Bundesberggesetz und weiteren einschlägigen Gesetzen zur
endgültigen Stilllegung der ehemaligen Braunkohletagebaue und
-verarbeitungsanlagen ergeben. Mit dem geltenden Verwaltungsab-
kommen über die Finanzierung der Braunkohlesanierung werden
durch den Bund und die beteiligten Bundesländer die notwendigen
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finanziellen Mittel zur Behandlung der Bergbaufolgeschäden in der
Zuständigkeit der LMBV in ausreichendem Maß bereitgestellt.

Zur Bewältigung der Probleme der bergbaulichen Beeinflussung des
Grundwassers durch stoffliche Frachten wie z. B. Eisen, aber auch
Sulfat, wurden und werden durch die LMBV Untersuchungen durch-
geführt und daraus resultierende Maßnahmen in die Planungen der
LMBV aufgenommen. So hat die LMBV bereits im Jahr 2008 ein
Gütesteuerungsmodell zur Sulfatfrachtsteuerung im südlichen Ein-
zugsbereich der Spree entwickelt und betreibt in Abstimmung mit
den zuständigen Landesbehörden in Sachsen und Brandenburg eine
Steuerung im Flussgebiet.

Die Beeinflussung der Gewässergüte im Einzugsbereich des Wasser-
werkes Briesen, das für die Trinkwasserversorgung der Stadt Frank-
furt (Oder) maßgeblich ist, ist Bestandteil der genannten Untersu-
chungen. Die Ergebnisse werden durch die LMBV mit den zuständi-
gen Stellen im Land Brandenburg erörtert. Bei Bedarf werden die in
der Verantwortung der LMBV stehenden erforderlichen Maßnah-
men als Bestandteil der Braunkohlesanierung umgesetzt.

30. Abgeordneter
Klaus

Ernst
(DIE LINKE.)

Wie hoch sind jeweils die Festgehälter und
eventuellen erfolgsabhängigen Vergütungsan-
teile der Vorstandsvorsitzenden bzw. Ge-
schäftsführer der nach Umsatz 14 größten
öffentlichen Unternehmen in Deutschland,
und falls diese Frage aufgrund fehlender
Daten nicht beantwortet werden kann, welche
Schritte wird die Bundesregierung einleiten,
um, gegebenenfalls in Kooperation mit den
Bundesländern, eine Offenlegung von Mana-
gervergütungen in öffentlichen Unternehmen
zu erreichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 6. Mai 2015

Der jährlich vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) veröffent-
lichte Beteiligungsbericht enthält im ausführlichen Teil Angaben zu
den unmittelbaren Mehrheitsbeteiligungen des Bundes und zur Ver-
gütung der Vorstände und Geschäftsführer.

Auf Basis des aktuellen Beteiligungsberichts 2014 ergibt sich folgen-
de Tabelle der 14 nach Umsatz größten Unternehmen mit unmittel-
barer Mehrheit des Bundes:

Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/4908 – 40 –



Bei der Deutschen Bahn AG bezieht sich die Angabe auf den Vor-
standsvorsitzenden und bei den anderen Unternehmen auf die ge-
samte Geschäftsführung, die aus einer bis zu fünf Personen besteht.
Die Einzelvergütungen werden im Beteiligungsbericht angegeben,
der im Internet unter www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/
Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/
Beteiligungen_des_Bundes/beteiligungen_des_bundes.html abrufbar
ist. Zur Heeresinstandsetzungslogistik GmbH liegt nur die Gesamt-
vergütung vor.

Die Bundesländer führen ihre Beteiligungen in eigener Verantwor-
tung. Insoweit kann die Bundesregierung keine Aussage treffen.

31. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Leiharbeitskräfte bzw. Beamtinnen
und Beamte wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung als Streikbrecher im aktuellen Ta-
rifkonflikt bei der Deutschen Post AG
(DP AG) bis heute in bestreikten Betrieben
bundesweit eingesetzt, und wann wird die Bun-
desregierung, wie im Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD ausgeführt, das
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Form
novellieren, dass Leiharbeitskräfte zukünftig
nicht mehr als Streikbrecher eingesetzt werden
dürfen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 5. Mai 2015

Im aktuellen Tarifkonflikt bei der Deutschen Post AG ist der Bun-
desregierung bislang kein Fall bekannt, bei dem ein Beamter auf
einem bestreikten Arbeitsplatz eingesetzt wurde. Soweit entsprechen-
de Fälle an die Bundesregierung herangetragen werden, wird diesen
vom BMF im Rahmen seiner Rechtsaufsicht nach § 20 Absatz 1 des
Postpersonalrechtsgesetzes nachgegangen.

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis, wie viele Leiharbeitskräfte
im aktuellen Tarifkonflikt bei der Deutschen Post AG in bestreikten
Betrieben eingesetzt wurden.

Bereits heute steht Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern
ein Leistungsverweigerungsrecht zu, soweit der Entleiher durch
einen Arbeitskampf unmittelbar betroffen ist. Der Verleiher hat die
Leiharbeitskraft in den Fällen eines Arbeitskampfes auf das Recht,
die Arbeitsleistung zu verweigern, hinzuweisen. Darüber hinaus kön-
nen dem Einsatz von Leiharbeitskräften im Falle eines Arbeitskamp-
fes insbesondere tarifvertragliche Vereinbarungen entgegenstehen.
Der Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode sieht vor, das
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz unter anderem dahingehend zu no-
vellieren, dass es keinen Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmern in diesem Sinne gibt. Die Vorgaben des Koali-
tionsvertrages sollen zeitnah umgesetzt werden.

32. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vertritt die Bundesregierung das Rechtsver-
ständnis, dass der Einsatz von Beamtinnen
und Beamten als Streikbrecher unzulässig ist,
und wird sich die Bundesregierung im Auf-
sichtsrat der DP AG entsprechend der Inten-
tion des Koalitionsvertrags dafür einsetzen,
dass zukünftig weder Leiharbeitskräfte noch
Beamtinnen und Beamte als Streikbrecher in
bestreikten Betrieben der DPAG eingesetzt
werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 5. Mai 2015

Nach Auffassung der Bundesregierung ist bei rechtmäßigen Arbeits-
kampfmaßnahmen der Einsatz von Beamtinnen und Beamten auf be-
streikten Arbeitsplätzen grundsätzlich nicht zulässig, es sei denn, es
besteht hierfür eine ausdrückliche gesetzliche Regelung (Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1993 – 1 BvR 1213/85).
Ob es sich bei einem vorübergehenden Einsatz von Beamtinnen und
Beamten auf einem anderen Arbeitsplatz um einen bestreikten Ar-
beitsplatz handelt, ist jeweils einzelfallbezogen zu betrachten.

Mitglieder von Aufsichtsräten, die auf Vorschlag des Bundes gewählt
werden, nehmen ihr Mandat nach den gesellschaftsrechtlichen Rege-
lungen und innerhalb der Zuständigkeit des Gremiums wahr.
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33. Abgeordneter
Richard

Pitterle

(DIE LINKE.)

Welche Mindereinnahmen (volle Jahreswir-
kung) würden nach Schätzung der Bundesre-
gierung entstehen, wenn der Entlastungsbetrag
für Alleinerziehende nach § 24b des Einkom-
mensteuergesetzes um 600 Euro auf 1 908 Eu-
ro angehoben und zugleich mit einer kinder-
zahlabhängigen Komponente erweitert würde,
bei der für jedes weitere zu berücksichtigende
Kind (ab dem zweiten Kind) der Freibetrag
um weitere 240 Euro erhöht wird (bitte diffe-
renziert nach Gebietskörperschaften und
Steuerarten angeben), und wie viele Steuer-
pflichtige würden nach Schätzung der Bundes-
regierung von einer solchen Anhebung und Er-
weiterung entlastet (bitte differenziert nach der
Anzahl der Kinder angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 4. Mai 2015

Die Steuermindereinnahmen bei einer Erhöhung des Entlastungsbe-
trags für Alleinerziehende auf 1 908 Euro zuzüglich einer weiteren
Erhöhung um jeweils 240 Euro für das zweite und alle weiteren Kin-
der werden auf 205 Mio. Euro (20 Mio. Euro Einkommensteuer plus
175 Mio. Euro Lohnsteuer plus 10 Mio. Euro Solidaritätszuschlag)
beziffert. Davon entfallen auf den Bund rund 93 Mio. Euro, auf die
Länder rund 83 Mio. Euro und auf die Gemeinden rund 29 Mio.
Euro.

Die Anzahl der Entlasteten kann der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden:
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34. Abgeordneter
Richard

Pitterle

(DIE LINKE.)

Wie viele Nichtanwendungserlasse werden der-
zeit noch angewendet (bitte mit Nennung des
Themenkomplexes des Nichtanwendungserlas-
ses und inwieweit dieser für den Steuerpflichti-
gen begünstigend oder belastend ist)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 4. Mai 2015

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben seit
dem 1. Januar 2010 in elf Fällen beschlossen, ein Urteil oder einen
Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) nicht über den entschiedenen
Einzelfall hinaus anzuwenden. In vier Fällen wurde dieser Beschluss
zwischenzeitlich wieder aufgehoben. Die verbleibenden sieben
„Nichtanwendungserlasse“ betreffen die folgenden steuerrechtlichen
Fragen:

– BMF-Schreiben vom 20. April 2010 – IV C 2 – S 2770/08/10006 –
(BStBl I S. 372)
zum BFH-Urteil vom 4. März 2009 – I R 1/08 – (BStBl 2010 II
S. 407)
Ausgleichszahlungen an außen stehende Anteilseigner
Verwaltungsanweisung wirkt zugunsten der Steuerpflichtigen.

– BMF-Schreiben vom 20. Dezember 2011 – IV C 4 – S 2284/07/
0031 :002 – (BStBl I S. 1286)
zum BFH-Urteil vom 12. Mai 2011 – VI R 42/10 – (BStBl II
S. 1015)
Berücksichtigung von Zivilprozesskosten als außergewöhnliche
Belastungen
Verwaltungsanweisung wirkt zuungunsten der Steuerpflichtigen.

– BMF-Schreiben vom 27. Dezember 2011 – IV C 2 – S 2270/11/
10002 – (BStBl I S. 119)
zum BFH-Urteil vom 9. Februar 2011 – I R 54, 55/10 – (BStBl
2012 II S. 106)
Organschaft zwischen einem in Großbritannien ansässigen Organ-
träger und einer inländischen Organgesellschaft
Wirkung der Verwaltungsanweisung nur einzelfallbezogen beur-
teilbar.

– Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder
vom 4. Juni 2013 (BStBl I S. 1277)
zum BFH-Urteil vom 18. April 2012 – II R 51/11 – (BStBl II
S. 830)
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Anzeige i. S. d. § 16 Ab-
satz 5 des Grunderwerbsteuergesetzes
Verwaltungsanweisung wirkt zuungunsten der Steuerpflichtigen.

– Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder
vom 5. Juni 2013 (BStBl I S. 1465)
zum BFH-Urteil vom 30. Januar 2013 – II R 6/12 – (BStBl II
S. 930)
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Erwerb einer Forderung mit Besserungsabrede und Verhältnis
von verdeckter Gewinnausschüttung und freigebiger Zuwendung
Verwaltungsanweisung wirkt zuungunsten der Steuerpflichtigen.

– Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder
vom 9. Oktober 2013 (BStBl I S. 1278)
zum BFH-Urteil vom 24. April 2013 – II R 17/10 – (BStBl II
S. 833)
Mittelbare Änderung des Gesellschafterbestandes einer grund-
stücksbesitzenden Personengesellschaft
Wirkung der Verwaltungsanweisung nur einzelfallbezogen beur-
teilbar.

– BMF-Schreiben vom 13. November 2014 – IV C 2 – S 2742-a/07/
10001 :009 – (BStBl I S. 1516)
zum BFH-Beschluss vom 18. Dezember 2013 – I B 85/13 –
(BStBl II S. 947)
Aussetzung der Vollziehung wegen ernstlicher Zweifel an der Ver-
fassungsmäßigkeit der sog. Zinsschranke (§ 4h des Einkommen-
steuergesetzes, § 8a des Körperschaftsteuergesetzes)
Verwaltungsanweisung wirkt zuungunsten der Steuerpflichtigen.

35. Abgeordneter
Richard
Pitterle

(DIE LINKE.)

Welche bereits vom Bundesfinanzhof veröf-
fentlichten Urteile wurden noch nicht zur all-
gemeinen Anwendung der Finanzverwaltung
veröffentlicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 4. Mai 2015

Nach dem Ergebnis einer Abfrage in der Juris-Datenbank „Recht-
sprechung“ (Stand: 28. April 2015) hat der BFH seit dem 1. Januar
2010 1 676 zur amtlichen Veröffentlichung bestimmte Entscheidun-
gen getroffen. Hiervon sind 1 369 Entscheidungen bereits im Bundes-
steuerblatt Teil II veröffentlicht oder für eine Veröffentlichung im
Bundessteuerblatt Teil II vorgesehen. Bei den verbleibenden 307 Ur-
teilen und Beschlüssen des BFH handelt es sich in 232 Fällen um
Entscheidungen, die Zölle oder Verbrauchsteuern betreffen und aus
diesem Grund nicht im Bundessteuerblatt Teil II veröffentlicht wer-
den. In den übrigen Fällen handelt es sich um Urteile oder Beschlüs-
se, zu denen die Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der
Länder noch nicht abgeschlossen ist, z. B., weil in vergleichbaren Fäl-
len noch Revisionsverfahren beim BFH anhängig sind.

36. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost

(DIE LINKE.)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
darüber (vgl. WirtschaftsWoche vom 17. April
2015, „Schäuble will Milliarden-Schlupflöcher
schließen“), dass ausländische Fonds durch
Übertragungen ihrer Aktienanteile unmittelbar
vor dem Dividendenstichtag auf einen deut-
schen Investmentfonds und anschließender
Rückübertragung nach der Dividendenzah-
lung systematisch die Erhebung von Kapital-
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ertragsteuer und Solidaritätszuschlag unterlau-
fen (bitte mit Darstellung des Steuervermei-
dungsmodells), und in welcher Höhe entstehen
dadurch nach Schätzung der Bundesregierung
jährliche Steuerausfälle (bitte mit Begrün-
dung)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 7. Mai 2015

Derzeit können Steuerausländer, insbesondere ausländische Banken,
Investmentfonds in Deutschland gründen, deren einziger Anleger sie
selbst sind. Deutsche Aktien im Besitz des ausländischen Anlegers
übertragen die Anleger kurz vor dem Dividendenstichtag per Wert-
papierleihe auf den Investmentfonds. Aufgrund seiner Steuerbefrei-
ung erhält der deutsche Investmentfonds die Dividende unbelastet
von Kapitalertragsteuer. Anschließend zahlt der Investmentfonds an
den ausländischen Anleger eine Wertpapierleihgebühr in annähernd
der gleichen Höhe wie die Dividende. Die Leihgebühr wird als Wer-
bungskosten mit den Dividenden verrechnet, so dass keine ausschüt-
tungsfähigen Dividenden auf der Ebene des Investmentfonds verblei-
ben. Die Zahlung der Wertpapierleihgebühr an den ausländischen
Anleger kann daher nicht in Deutschland besteuert werden, weil die
Doppelbesteuerungsabkommen das Besteuerungsrecht daran regel-
mäßig dem ausländischen Staat des Anlegers zuweisen.

Es liegt dem BMF kein hinreichendes Datenmaterial vor, um das
Ausmaß der Gestaltung abschätzen zu können.

Im anstehenden Gesetzgebungsverfahren zur Investmentsteuerre-
form ist beabsichtigt, auch die erläuterte Gestaltung auszuschließen.
Es handelt sich bei den dargestellten Änderungen und dem gesamten
Reformpaket um eine grundlegende Umstellung der Besteuerungs-
systematik bei Investmentfonds.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

37. Abgeordneter
Christian

Kühn
(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Warum wurde nach mir vorliegenden Informa-
tionen den Mieterinnen und Mietern der ak-
tuell zum Verkauf stehenden Wohnungen der
Deutschen Rentenversicherung die angedachte
Sozialcharta nicht vorgelegt, den interessierten
Käufern hingegen schon?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 4. Mai 2015

Im Rahmen der Verkaufsvorbereitung von Personalwohnhäusern
der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) wurde eine
Sozialcharta erarbeitet, der der Hauptpersonalrat der DRV Bund im
Rahmen seines Mitbestimmungsrechtes zugestimmt hat.

Nach Auskunft der DRV Bund wurden die Mieterinnen und Mieter
mit Schreiben vom 23. Oktober 2014 über die wesentlichen, den Mie-
terschutz betreffenden Kernpunkte der Sozialcharta informiert:

„Ziel der Sozialcharta ist es, die berechtigten Interessen der Mieter
zu sichern. Durch die Sozialcharta erhalten alle Bestandsmieter über
den gesetzlichen Mieterschutz hinaus eine zusätzliche Absicherung.
Zentrale Punkte der Sozialcharta sind etwa

– ein erweiterter Schutz vor Kündigungen wegen Eigenbedarfs oder
wegen der Verhinderung einer angemessenen wirtschaftlichen Ver-
wertung,

– ein zeitlich unbeschränkter Kündigungsschutz für über 60 Jahre
alte Mieter und für schwerbehinderte Menschen sowie von Perso-
nen, die schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind,

– eine über die gesetzliche Begrenzung hinausgehende Einschrän-
kung der Möglichkeit zur Mieterhöhung,

– ein Schutz vor Luxusmodernisierungen für zehn Jahre sowie

– die Einrichtung einer Ombudsstelle, an die sich Mieter bei Streitig-
keiten mit dem neuen Eigentümer wenden können.“

Die Sozialcharta ist nach Mitteilung der DRV Bund Bestandteil der
Regelungen des Kaufvertrages und keine getrennte Anlage, die an
die Mieterinnen und Mieter weitergegeben werden könne. Neben
den für die Mieterinnen und Mieter entscheidenden Punkten enthal-
te die Sozialcharta darüber hinaus auch Regelungen zum Vertrags-
controlling und zu Vertragsstrafen, die nur die Vertragsparteien be-
treffen würden. Im laufenden Verfahren könnten deshalb über die
Bestandteile des Kaufvertrages keine weiteren Auskünfte erteilt wer-
den.

38. Abgeordneter
Markus
Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie entwickelt sich nach Schätzungen der
Bundesregierung der durchschnittliche Brutto-
bedarf bei der Grundsicherung im Alter für
Personen über 65 Jahre in den alten Ländern
außerhalb von Einrichtungen bis zum Jahr
2030, und wie entwickelt sich bis dahin die
Zahl der Empfängerinnen und Empfänger
über 65 Jahre (bitte jeweils jahresgenau ange-
ben)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 8. Mai 2015

Die zukünftige Entwicklung der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung hängt von einer Vielzahl möglicher Einflussfakto-
ren ab. Der Bundesregierung liegen keine belastbaren Schätzungen
zur zukünftigen Entwicklung des durchschnittlichen Bruttobedarfs
beziehungsweise zur Entwicklung der Anzahl der Empfängerinnen
und Empfänger in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung bis zum Jahr 2030 vor.

39. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welchem Umfang hat die Bundesregierung
in den Jahren 2015 bis einschließlich 2018 Mit-
tel der Verpflichtungsermächtigungen (VE)
aus Kapitel 11 01 Titel 685 11 für Bundespro-
gramme (beispielsweise „ESF-Bundespro-
gramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser
Leistungsberechtigter“ und „Soziale Teilha-
be“) einbehalten (bitte jährliche je Programm
angeben), und inwieweit ist sichergestellt, dass
den einzelnen Jobcentern trotz dieser Vorweg-
abzüge nach der Zuteilung der VE in jedem
Fälligkeitsjahr mindestens Mittel in Höhe der
in den Vorjahren genutzten VE für ihre länger-
fristigen Planungen zur Verfügung stehen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 7. Mai 2015

Die Zuteilungen der VE für Eingliederungsleistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) wurden durch Einbehalte
für das „ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeits-
loser Leistungsberechtigter nach dem SGB II auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt (ESF-LZA)“ und das Bundesprogramm „Soziale Teil-
habe am Arbeitsmarkt“ im Vergleich zum Vorjahr stärker gemin-
dert. Die Verteilung nach Maßnahmen und einzelnen Fälligkeitsjah-
ren ergibt sich aus nachstehender Tabelle (Abweichungen rundungs-
bedingt):
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Bundesweit stehen damit immer noch für jedes einzelne Fälligkeits-
jahr mehr VE für Eingliederungsmaßnahmen nach dem SGB II zur
Verfügung, als im Jahr 2014 tatsächlich in Anspruch genommen wur-
den. Zudem ist zu berücksichtigen, dass auch die Bundesprogramme,
für deren mehrjährige Finanzierung VE einbehalten wurden, die Ein-
gliederung von Leistungsberechtigten unterstützen und dadurch die
Budgets der Jobcenter entlasten.

40. Abgeordneter
Dr. Wolfgang

Strengmann-

Kuhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch waren im Jahr 2014 die Gesamtaus-
gaben für Bildungs- und Teilhabeleistungen
(bitte insgesamt und nach Bundesländern auf-
schlüsseln), und wie hoch ist der Anteil der
Verwaltungsausgaben an den Gesamtausgaben
für die Leistungen für Bildung und Teilhabe
(bitte insgesamt und jeweils für die Leistungen
nach § 28 SGB II und § 6b des Bundeskinder-
geldgesetzes – BKGG)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 11. Mai 2015

Nach § 46 Absatz 8 SGB II sind dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales jährlich die Gesamtausgaben für Bildungs- und Teilha-
beleistungen nach § 28 SGB II und § 6b BKGG mitzuteilen. Die von
den Ländern gemeldeten Ausgabendaten bilden die Grundlage für
die Vorbereitung der Bundesbeteiligungs-Festlegungsverordnung
2015, mit der – gemäß § 46 Absatz 7 SGB II – die länderspezifischen
Beteiligungswerte nach § 46 Absatz 6 Satz 1 für das Jahr 2016 sowie
rückwirkend für das Jahr 2015 neu festgelegt werden. Die im Rah-
men der Erstellung dieser Verordnung erfolgende Prüfung der Län-
dermeldungen dauert derzeit noch an. Aus diesem Grund stehen die
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gewünschten Ausgabedaten voraussichtlich erst Mitte 2015 zur Ver-
fügung.

Da für die Umsetzung des Bildungspakets Kommunen und Länder
verantwortlich sind, liegen der Bundesregierung keine Informationen
zur Höhe der Verwaltungsausgaben vor.

41. Abgeordneter
Dr. Wolfgang

Strengmann-

Kuhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie war im Jahr 2014 das Verhältnis von Leis-
tungsberechtigten und tatsächlich Leistungsbe-
ziehenden von Leistungen des Bildungs- und
Teilhabepakets (bitte insgesamt und nach den
einzelnen Leistungen aufschlüsseln), und wel-
che Kenntnis hat die Bundesregierung darü-
ber, wie viele Mittel je Leistung aufgewendet
werden müssten, wenn einzelne Leistungen
des Bildungs- und Teilhabepakets als Bestand-
teil des Regelsatzes gewährt würden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 11. Mai 2015

Zur Beantwortung dieser Frage wird wegen des Sachzusammen-
hangs auf die Antwort zu Frage 43 verwiesen.

42. Abgeordneter
Dr. Wolfgang
Strengmann-

Kuhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch waren die ursprünglich erwarteten
Ausgaben für das Bildungs- und Teilhabepaket
(insgesamt und durchschnittlich je erwarteten
Bezugsberechtigten), und wie haben sich die
Ausgaben für das Bildungs- und Teilhabepaket
seit seiner Einführung (absolut und durch-
schnittlich je Leistungsbeziehenden) entwi-
ckelt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 11. Mai 2015

Der Gesetzgeber ging im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens
zum „Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung
des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch“ von voraus-
sichtlichen Ausgaben für Bildungs- und Teilhabeleistungen nach
SGB II und BKGG von jährlich ca. 700 Mio. Euro bzw. ca. 300 Eu-
ro je erwarteten Bezugsberechtigten aus. Im Gesetzentwurf vom
Herbst 2010 wurde einschränkend angemerkt, dass die tatsächlich
anfallenden Kosten stark vom Umfang der Inanspruchnahme abhän-
gen werden.

Die von den Ländern gemeldeten jährlichen Gesamtausgaben für
Bildungs- und Teilhabeleistungen nach SGB II und BKGG betrugen
2012 433 Mio. Euro und 2013 483 Mio. Euro. Für das Jahr 2011 lie-
gen der Bundesregierung keine Angaben zu den Gesamtausgaben
für Bildungs- und Teilhabeleistungen nach SGB II und BKGG vor.

Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/4908 – 50 –



Aus den in der Antwort zu den Fragen 41 und 43 genannten Grün-
den können keine durchschnittlichen Kosten pro Leistungsbezieher
ausgewiesen werden.

43. Abgeordneter
Dr. Wolfgang
Strengmann-

Kuhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Personen haben nach der amtlichen
Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de Leistungen nach § 28 SGB II bezogen (bitte
insgesamt und differenziert nach Bundeslän-
dern)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 11. Mai 2015

Da für die Umsetzung des Bildungspakets Kommunen und Länder
verantwortlich sind und die amtliche Statistik zur Inanspruchnahme
von Bildungs- und Teilhabeleistungen gegenwärtig noch im Aufbau
ist, liegen der Bundesregierung keine amtlichen Zahlen dazu vor,
von wie vielen Personen und wie häufig die einzelnen Leistungen
nach § 28 SGB II bezogen wurden. Aus demselben Grund liegen
auch keine amtlichen Informationen zum Verhältnis von Leistungs-
berechtigten und tatsächlich Leistungsbeziehenden von Bildungs-
und Teilhabeleistungen vor.

Die Bundesregierung verfügt auch nicht über Kenntnisse darüber,
wie viel Mittel je Leistung aufgewendet werden müssten, wenn ein-
zelne Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets als Bestandteil
des Regelsatzes gewährt würden.

44. Abgeordnete
Birgit

Wöllert

(DIE LINKE.)

Wie viele Entscheidungen hat nach Kenntnis
der Bundesregierung das Bundessozialgericht
jeweils in den Jahren von 2009 bis heute ge-
troffen, und wie viele davon betrafen die ge-
setzliche Krankenversicherung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 5. Mai 2015

Die Bundesregierung weist zunächst darauf hin, dass der Begriff
„Entscheidungen“ Urteile und Beschlüsse des Bundessozialgerichts
umfasst. Soweit sich die Antwort auf die gesetzliche Krankenversi-
cherung bezieht, erfasst sie alle Streitigkeiten im Bereich der gesetzli-
chen Krankenversicherung einschließlich der Vertragsarztangelegen-
heiten und der beitragsrechtlichen Streitigkeiten bezüglich der gesetz-
lichen Krankenversicherung.

Grundlage für die in der unten stehenden Tabelle zusammengefass-
ten Daten sind folgende Quellen:

• Die Daten zu den Entscheidungen des Bundessozialgerichts über
Revisionen und Nichtzulassungsbeschwerden bezogen auf alle
Sachgebiete und bezogen auf das Gebiet der gesetzlichen Kran-
kenversicherung für die Jahre 2009 bis 2013 beruhen auf Angaben
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des Statistischen Bundesamtes (vgl. Internetseite des Statistischen
Bundesamtes www.destatis.de unter Zahlen und Fakten/Gesell-
schaft und Staat/Rechtspflege/Gerichtsverfahren/Ausgewählte
Publikationen/Sozialgerichte, Fachserie 10, Reihe 2.7, unter dem
jeweiligen Jahr, jeweils im Anhang A 3). Für das Jahr 2014 und
die Monate Januar bis März 2015 steht für Revisionen und Nicht-
zulassungsbeschwerden noch keine Auswertung des Statistischen
Bundesamtes zur Verfügung. Die in der Tabelle diesbezüglich ent-
haltenen Daten beruhen auf Angaben des Bundessozialgerichts.

• Die Zahlen über Anhörungsrügen und sonstige Verfahren (insbe-
sondere Prozesskostenhilfeverfahren für Revisionen und Nichtzu-
lassungsbeschwerden) in den Jahren 2009 bis 2014 und für die ers-
ten drei Monate des Jahres 2015 hat das Bundessozialgericht
übermittelt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft

45. Abgeordnete
Bärbel

Höhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung der Pflanzenschutzmitteleinsatz in den
letzten zehn Jahren in Deutschland entwickelt,
und wie haben sich insbesondere die Absatz-
mengen glyphosathaltiger Herbizide in diesem
Zeitraum entwickelt (bitte jeweils Absatzmen-
ge/Jahr angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 7. Mai 2015

Der Bundesregierung liegen keine Angaben zu den tatsächlichen An-
wendungsmengen von Pflanzenschutzmitteln vor.

Angaben über den Inlandsabsatz und die Ausfuhr von Pflanzen-
schutzmitteln gemäß § 64 des Pflanzenschutzgesetzes können der un-
tenstehenden Tabelle entnommen werden. Sie basieren auf der Aus-
wertung entsprechender Meldungen an das zuständige Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL).

Die Entwicklung der Absatzmengen der Pflanzenschutzmittel-Wirk-
stoffgruppen ist auch in der Tabelle 3.2 der jährlichen Berichte des
BVL auf der einschlägigen Internetseite verfügbar (www.bvl.bund.
de/psmstatistiken).

Der jährliche Bericht über die Absatzmengen für das Jahr 2014 wird
vermutlich im August 2015 vorliegen und zeitnah veröffentlicht wer-
den.
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46. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie wird die Bundesregierung die vom Wis-
senschaftlichen Beirat für Agrarpolitik in sei-
nem Gutachten „Wege zu einer gesellschaft-
lich akzeptierten Nutztierhaltung“ vorgeschla-
genen Sofortmaßnahmen auf Ebene des Bun-
des wie z. B. den Aufbau eines nationalen
Tierwohl-Monitorings, die Förderung innovati-
ver Formen der Bürgerinnen bzw. Bürgerbetei-
ligung, Qualifikationsnachweise und Fortbil-
dungsverpflichtung für Tierhalterinnen bzw.
Tierhalter und Tierbetreuerinnen bzw. Tierbe-
treuer, ein Informationsprogramm für Ver-
braucherinnen bzw. Verbraucher inkl. eines
staatlichen Tierschutzlabels und ein For-
schungs- und Innovationsprogramm Tierwohl
umsetzen, und wann sieht die Bundesregierung
die Realisierung des vom Wissenschaftlichen
Beirat für Agrarpolitik in seinem Gutachten
„Wege zu einer gesellschaftlich akzeptierten
Nutztierhaltung“ empfohlene Bundespro-
gramm Tierwohl vor, in dessen Rahmen Um-
schichtungen von Mitteln der 1. in die 2. Säule
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorge-
nommen werden sollen, um die finanziellen
Spielräume für Tierwohlmaßnahmen zu erhö-
hen, und die Erweiterung des Maßnahmen-
spektrums der „Gemeinschaftsaufgabe Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ (GAK) um weitere Tierwohlmaß-
nahmen ergänzt werden soll?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 5. Mai 2015

Das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik „We-
ge zu einer gesellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung“ umfasst in
seiner Druckfassung 430 Seiten, die sich momentan noch in der Prü-
fung befinden. Dabei sind sowohl die finanziellen Auswirkungen auf
die Landwirtschaft als auch Zielkonflikte zu berücksichtigen. Ich bit-
te daher um Verständnis, wenn ich Ihre Fragen noch nicht detaillier-
ter beantworten kann.

47. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In wie viel Prozent der deutschen Schlachthöfe
wird nach Kenntnis der Bundesregierung die
Schlachttier- und Fleischbeschau bei Schwei-
nen bereits durchgeführt, und sieht die Bundes-
regierung im Hinblick auf den vorbeugenden
gesundheitlichen Verbraucherschutz Spielräu-
me, die gemäß Anhang I Abschnitt IV Kapi-
tel I bis IV der Verordnung (EG) Nr. 854/
2004 dafür verordneten 50 Sekunden zu redu-
zieren?
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48. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Befürwortet die Bundesregierung Bestrebun-
gen, die Durchführung der Schlachttier- und
Fleischbeschau zukünftig von privatwirtschaft-
lichen Unternehmen durchführen zu lassen,
und wenn nein, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 7. Mai 2015

Die Fragen 47 und 48 werden wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Nach den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben der Verordnung (EG)
Nr. 854/2004 muss eine Schlachttier- und Fleischuntersuchung bei
allen in zugelassenen Schlachthöfen durchgeführten Schlachtungen
von Schweinen durchgeführt werden. Das Unionsrecht schreibt hier-
für keine Untersuchungszeit vor. Nach Einschätzung der Bundesre-
gierung kann die Mindestuntersuchungszeit von 50 Sekunden als
Richtwert verstanden werden, von der nach der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift Lebensmittelhygiene nach den Umständen des Ein-
zelfalls auch abgewichen werden kann.

Die Bundesregierung hält die geltenden gemeinschaftlichen Regelun-
gen für gerechtfertigt, die die Schlachttier- und Fleischuntersuchung
als hoheitliche Aufgabe bestimmen. Die amtliche Schlachttier- und
Fleischuntersuchung ist eine Kernaufgabe des vorbeugenden gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung

49. Abgeordneter
Jan van
Aken

(DIE LINKE.)

Wann wurden die in der Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses des Deutschen Bundestages
vom 22. April 2015 erwähnten und am 20. No-
vember 2013 bestellten G36-Gewehre jeweils
ausgeliefert und jeweils bezahlt (bitte auch un-
ter Aufschlüsselung nach den Versionen des
G36 angeben), und welcher Teil der Bestellung
ist noch offen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 5. Mai 2015

Durch das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und
Nutzung wurde am 5. August 2013 ein Vertrag zur Beschaffung von
3 770 G36k A4 abgeschlossen. Bei dem in Ihrer Anfrage erwähnten
Vertrag vom 20. November 2013 handelt es sich um den „1. Ände-
rungsvertrag und Neufassung“, der im Wesentlichen den bestehen-
den Vertrag um die Lieferung von Zubehörteilen (Manöverpatronen-
geräte, Ladelehren) erweitert.
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Die Auslieferung der Waffen erfolgte in fünf Abschnitten wie folgt:

Die Auslieferung ist abgeschlossen.

Die Zahlungen wurden wie folgt getätigt:

50. Abgeordnete
Agnieszka

Brugger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welchen Abteilungen des Bundesministe-
riums der Verteidigung (BMVg) waren die in
den Antworten der Bundesregierung auf die
Schriftlichen Fragen 16 auf Bundestagsdruck-
sache 18/2976 und 23 auf Bundestagsdrucksa-
che 18/3258 des Abgeordneten Marco Bülow
genannten Bundesbeamtinnen und -beamten
vor Beendigung ihres Dienstverhältnisses tätig,
und wie viele dieser Bundesbeamtinnen und
-beamten sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung seit Beendigung ihres Dienstverhältnisses
in der Rüstungsindustrie tätig (wenn möglich,
bitte unter Angabe der jeweiligen Abteilungen
und Unternehmen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 8. Mai 2015

In den Jahren 2012 und 2013 haben fünf Beamte, die bis zum Eintritt
in den Ruhestand im BMVg (erster oder zweiter Dienstsitz) beschäf-
tigt waren, Tätigkeiten nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses
angezeigt. Bei diesen Beamten handelte es sich um einen bis zum
Eintritt in den Ruhestand für Rüstung zuständigen früheren Staats-
sekretär sowie um Beamte der früheren Abteilung Modernisierung,
des früheren IT-Stabes und der früheren Hauptabteilung Rüstung
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bzw. der jetzigen Abteilung Ausrüstung, Informationstechnik und
Nutzung.

Konkret umfassten diese Anzeigen eine Tätigkeit bei folgenden Un-
ternehmen:

• Bundesverband Briefdienste,

• Concilius AG,

• LHBw,

• Rechtsanwaltskanzlei Oppenhoff & Partner,

• ATOS IT-Solution,

• IBM Belgien,

• CompuCenter,

• Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft mbH.

Für die Jahre 2010 und 2011 sind entsprechende Angaben – mit Aus-
nahme der statistischen Zahlen, die in den o. g. Bundestagsdrucksa-
chen genannt sind – nicht möglich. Die personenbezogenen Daten
waren nach den datenschutzrechtlichen Bestimmungen (§ 20 Ab-
satz 2 Nummer 2 des Bundesdatenschutzgesetzes) zu löschen, da ihre
Kenntnis zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. Die An-
zeigepflicht nach § 105 Absatz 1 Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes
(BBG) endet gemäß § 105 Absatz 1 Satz 2 BBG, wenn die Beamtin-
nen und Beamten mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhe-
stand treten, drei Jahre nach Beendigung des Beamtenverhältnisses.

Die Angaben für den gesamten Geschäftsbereich des BMVg erfor-
dern weitere Recherchen im nachgeordneten Bereich. Sie werden un-
verzüglich nachgereicht.*

51. Abgeordneter
Dr. Alexander S.

Neu
(DIE LINKE.)

Über welche Waffenfähigkeit sollen nach der-
zeitigem Planungsstand als sog. Zwischenlö-
sung nach Ablauf des Heron-Leasingvertrags
die für Einsätze der Bundeswehr zu leasenden
bzw. zu mietenden oder zu kaufenden MALE-
Drohnen (MALE – medium altitude, long-
endurance) verfügen (bitte Details zu in Erwä-
gung gezogenen Waffen- bzw. Raketensyste-
men – unter Berücksichtigung von Gewicht,
Sprengkraft, Sprengradius, Lenk- bzw. Zielsys-
tem, ggf. Produktnamen – angeben), und so-
fern hierfür bislang noch keine Überlegungen
angestellt wurden, wann soll damit begonnen
werden?

* Die noch ausstehenden Angaben wurden in einer Antwort des Parlamentarischen Staats-
sekretärs bei der Bundesministerin der Verteidigung, Markus Grübel, nachgereicht. Siehe
dazu Bundestagsdrucksache 18/5062.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 5. Mai 2015

Der Begriff „Zwischenlösung“ bezieht sich auf die derzeit im Rah-
men eines Leasingvertrags in Afghanistan eingesetzten unbemann-
ten, unbewaffneten Luftfahrzeuge des Typs Heron 1. Für die nach
dem Ablauf des Heron-1-Leasingvertrags geplante MALE UAS-
„Überbrückungslösung“ (UAS – Unmanned Aerial System) ist eine
Auswahlentscheidung für ein bestimmtes Muster noch nicht getrof-
fen.

52. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern hat die EU-Mission EU NAVFOR/
Operation Atalanta seit Verabschiedung des
letzten Mandats im Deutschen Bundestag Ein-
sätze an oder über Land im Küstenstreifen
durchgeführt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Mai 2015

Im Zeitraum vom 22. Mai 2014 bis zum 29. April 2015 wurden
durch die Kräfte der EU NAVFOR/Operation Atalanta keine Ein-
sätze im Rahmen der Einsatzoption „Wirken gegen Piraterielogistik
am Strand“ im Küstenstreifen Somalias an oder über Land durchge-
führt.

53. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet die Bundesregierung die Aus-
sage der Bundesministerin der Verteidigung,
Dr. Ursula von der Leyen, dass G36-Gewehre,
so wie sie heute konstruiert sind, keine Zu-
kunft in der Bundeswehr haben, aber nicht aus-
schloss, dass der Ersatz auch ein verändertes
G36-Gewehr der Firma Heckler & Koch
(H&K) sein könne (vgl. www.tagesspiegel.de/
politik/verteidigungsausschuss-ursula-von-der-
leyen-sturmgewehr-g36-wird-moeglicherweise-
nur-veraendert/11670850.html vom 22. April
2015) im Hinblick darauf, dass die Firma
H&K sich nunmehr zusätzlich zu früheren,
möglicherweise nicht genehmigten Waffenlie-
ferungen z. B. an die Stadt Iguala im mexikani-
schen Bundesstaat Guerrero (vgl. meine
Schriftliche Frage 13 auf Bundestagsdrucksa-
che 18/3761) auch noch durch die Lieferung
eines mangelhaften Produkts als offensichtlich
nicht zuverlässig gezeigt hat, und wie bewertet
sie die Tatsache, dass kurz nach Vorliegen der
ersten Hinweise im BMVg auf die Mängel des
G36 im April 2012 trotzdem noch 3 770 neue
G36-Gewehre für die Bundeswehr bestellt wur-
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den (vgl. www.spiegel.de/politik/deutschland/
g36-gewehr-ministerium-schon-2012-gewarnt-a-
1029852.html vom 22. April 2015)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 7. Mai 2015

Das G36 wurde in seiner Grundkonfiguration durch die Bundeswehr
von 1994 bis 1996 technisch und taktisch untersucht und als truppen-
verwendbar bewertet. Es entsprach damit dem zum Einführungszeit-
punkt geltenden technischen und taktischen Verständnis der Forde-
rungslage. Auf dieser Basis wurden die Waffen in Auftrag gegeben,
gefertigt, gemäß den Technischen Lieferbedingungen abgenommen
und vertragskonform geliefert.

Bei den bestellten Gewehren G36 handelt es sich um 3 770 Waffen
der Version G36k A4, vorgesehen für Spezialkräfte und spezialisierte
Kräfte. Die Beschaffung wurde mit Vertragsabschluss vom 5. August
2013 über 3 770 Gewehre G36k A4 nach den geltenden Verfahren
eingeleitet.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit

54. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Komplikationen sind nach Kenntnis
der Bundesregierung in den letzten zehn Jah-
ren bei der Verwendung von Kontrastmitteln
bei Computertomographien aufgetreten, und
wie oft sind Menschen im gleichen Zeitraum
durch eine allergische Reaktion auf ein solches
Kontrastmittel verstorben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ingrid Fischbach

vom 5. Mai 2015

Aufgrund der Auswertung der Nebenwirkungsdatenbank des Bun-
desinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte steht im Hinblick
auf mögliche Nebenwirkungen bei der Anwendung von Kontrastmit-
teln das Auftreten von allergischen Reaktionen (anaphylaktischen
Reaktionen) im Vordergrund. Danach wurde im Zeitraum vom 1. Ja-
nuar 2005 bis zum 28. April 2015 in 554 Fällen über solche Reaktio-
nen berichtet. Jedoch ist in den Fallberichten oft keine Information
zu entnehmen, ob das Kontrastmittel speziell im Zusammenhang mit
einer Computertomographie verwendet wurde.

Eine Aussage über die Zahl der Todesfälle durch eine allergische
Reaktion auf ein Kontrastmittel kann nicht getroffen werden. In
26 Fallberichten gab es sogenannte Verdachtsfälle, in denen tödliche
Verläufe beschrieben worden sind. Es muss allerdings beachtet wer-
den, dass es sich um Verdachtsfälle unerwünschter Arzneimittelwir-
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kungen handelt, dass also kein Kausalzusammenhang im Einzelfall
sicher belegt ist.

Einen Überblick über andere seltenere Nebenwirkungen bietet die
Anlage.
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55. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung
über die von der Deutschen Psychotherapeu-
tenVereinigung e. V. beklagte veränderte Be-
willigungspraxis einiger Krankenkassen bei
Kostenerstattungen für Psychotherapien nach
§ 13 Absatz 3 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB V), und was hat sie in der Folge un-
ternommen, um sicherzustellen, dass der ge-
setzliche Anspruch auf Kostenerstattung in
der Praxis richtig umgesetzt wird (vgl. Presse-
mitteilung der Deutschen Psychotherapeuten-
Vereinigung vom 23. April 2015)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz

vom 11. Mai 2015

Über eine veränderte Bewilligungspraxis einiger Krankenkassen bei
Kostenerstattungen für Psychotherapien nach § 13 Absatz 3 SGB V
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Ergänzend wird
auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend den „Anstieg
der Kostenerstattung für Psychotherapie in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung“ (Bundestagsdrucksache 18/2140) vom 15. Juli
2014 verwiesen.

Im Hinblick auf eine generelle Verbesserung der psychotherapeuti-
schen Versorgung wird darauf hingewiesen, dass im Entwurf eines
Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV-Versorgungsstärkungsgesetz – GKV-VSG), der
derzeit parlamentarisch beraten wird, vorgesehen ist, den Gemeinsa-
men Bundesausschuss zu beauftragen, in seiner Psychotherapie-
Richtlinie Regelungen zur Flexibilisierung des Therapieangebotes zu
beschließen. Dazu gehört auch die Einrichtung von psychotherapeu-
tischen Sprechstunden, um für Patientinnen und Patienten mit psy-
chischen Störungen einen zeitnahen Zugang zum Psychotherapeuten
zu schaffen und Wartezeiten zu verringern.

Zudem sei darauf hingewiesen, dass bereits mit dem durch das Pa-
tientenrechtegesetz geschaffenen § 13 Absatz 3a SGB V Versicherte
der gesetzlichen Krankenversicherung vor vermeidbaren Verzöge-
rungen bei der Bewilligung von Leistungen geschützt werden. Kran-
kenkassen haben nach der Vorschrift über Anträge auf Leistungen
zügig, spätestens bis zum Ablauf von drei Wochen, bei Einholung
einer gutachterlichen Stellungnahme innerhalb von fünf Wochen
nach Antragstellung zu entscheiden.

Versicherte, die im Einzelfall Schwierigkeiten bei der Durchsetzung
ihres gesetzlichen Anspruchs auf Kostenerstattung haben sollten,
können gegen eine ablehnende Entscheidung ihrer Krankenkasse
Widerspruch einlegen und eine Überprüfung der Entscheidung ver-
langen. Etwaige Beschwerden sollten auch der zuständigen staatli-
chen Aufsichtsbehörde über die jeweilige Krankenkasse gemeldet
werden, also dem Bundesversicherungsamt für bundesunmittelbare
Krankenkassen oder den jeweiligen Aufsichtsbehörden der Länder
für landesunmittelbare Krankenkassen.
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56. Abgeordnete
Kathrin

Vogler

(DIE LINKE.)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
zur Wirksamkeit von Trauerbegleitung, insbe-
sondere mit Blick auf Kinder und Jugendliche,
und hat die Bundesregierung ggf. selbst wissen-
schaftliche Studien dazu in Auftrag gegeben?

57. Abgeordnete
Kathrin

Vogler

(DIE LINKE.)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über die Finanzierung von Vereinen und Orga-
nisationen, die sich um Trauerbegleitung be-
mühen, und welche Erfordernisse sieht die
Bundesregierung hierzu?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. Mai 2015

Als Kinder- und Jugendhilfeleistung kann Trauerbegleitung durch
Angebote der Familienbildung erbracht werden; dies umfasst die
Sterbe- und anschließende Trauerbegleitung verwaister Eltern und
Kinder (Geschwister, Aufklärungsarbeit im Sinne gesellschaftlicher
Information und Erfahrungsaustausch und Fortbildung von Trauer-
begleitern und mit dem Sterben bzw. der Trauerbegleitung befassten
Fachkräften (z. B. von medizinischen, pflegerischen oder theologi-
schen Kräften). Kinder- und Jugendhilfeleistungen werden finanziert
durch den örtlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe.

Zudem wird auf Folgendes hingewiesen: Stationäre Hospize und am-
bulante Hospizdienste werden ganz wesentlich durch Zuschüsse von
den gesetzlichen Krankenkassen finanziert. Bei den durch die gesetz-
liche Krankenversicherung finanzierten Leistungen handelt es sich
um ein großes Spektrum hospizlicher Leistungen, die palliative, pfle-
gerische und auch psychosoziale Aspekte während des Sterbeprozes-
ses beinhalten und nach Möglichkeit auch Angehörige mit einbezie-
hen. Bei den genannten Leistungen besteht ein Bezug zu Aufgaben
und Zielen der gesetzlichen Krankenversicherung.

Trauer und Trauerbegleitung im Todesfall bedürfen dagegen einer
eher seelsorgerischen Begleitung, die im Rahmen familiärer, gesell-
schaftlicher und ehrenamtlicher Strukturen getragen wird und auch
künftig getragen werden sollte.

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland vorgelegt,
der am 29. April 2015 vom Bundeskabinett beschlossen worden ist.
In diesem Zusammenhang werden auch die Finanzierungsgrundla-
gen für ambulante und stationäre Hospizdienste weiter gestärkt. Die
Reform trägt zu einer erheblichen Verbesserung der finanziellen Ge-
samtlage der stationären Hospize und der ambulanten Hospizdienste
bei.

Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse über
die Wirksamkeit von Trauerbegleitung, insbesondere mit Blick auf
Kinder und Jugendliche, vor. Wissenschaftliche Studien in diesem
Zusammenhang sind nicht in Auftrag gegeben worden.
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Über die Finanzierung von Vereinen und Organisationen, die sich
um die Trauerbegleitung bemühen, liegen der Bundesregierung über
die dargestellten Wege hinaus keine Erkenntnisse vor.

58. Abgeordnete
Birgit
Wöllert

(DIE LINKE.)

Wie stellt sich nach Einschätzung der Bundes-
regierung die aktuelle Situation bei den Gewer-
beärztinnen und -ärzten dar, und welchen
Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung
auf diesem Gebiet in den nächsten fünf Jah-
ren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 6. Mai 2015

Gewerbeärztinnen und -ärzte sind Fachärztinnen und Fachärzte für
Arbeitsmedizin. Sie beraten und überwachen den medizinischen Ar-
beitsschutz in Betrieben. Zur Zahl der bei den Ländern beschäftigten
Gewerbeärztinnen und -ärzte wird auf den Bericht „Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit 2011“ des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales verwiesen. Sie ist seit etwa zehn Jahren rückläufig und
betrug im Jahr 2011 90 Gewerbeärztinnen und -ärzte. Bei der regio-
nalen Verteilung bestehen zwischen den Ländern zum Teil große Un-
terschiede.

Gewerbeärztinnen und -ärzte sind Beschäftigte – in der Regel Beam-
tinnen und Beamte – der Länder und dort in Ämtern für Arbeits-
schutz oder Gewerbeaufsichtsämtern tätig. Sofern sie nicht in die
Strukturen der Arbeitsschutzbehörden eingebunden sind, arbeiten
sie eng mit diesen zusammen. Den Aufgabenbereich der Gewerbe-
ärztinnen und -ärzte im Einzelnen legen die Länder fest. Die Rege-
lung der fachärztlichen Weiterbildung fällt ebenfalls in die aus-
schließliche Zuständigkeit der Länder, die diese den Ärztekammern
übertragen haben.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur

59. Abgeordneter
Herbert

Behrens

(DIE LINKE.)

Welche die Flugsicherheit fördernden Maß-
nahmen werden derzeit im Kontext des Ab-
sturzes vom 24. März 2015 nach Kenntnis
der Bundesregierung jenseits der Task Force
unter Beteiligung des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur (z. B.
in der französischen Untersuchungsbehörde,
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
– ICAO – oder der Europäischen Agentur für
Flugsicherheit – EASA) diskutiert, und mit
welchen nationalen wie internationalen Orga-
nisationen und Institutionen kooperiert die
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Task Force vor dem Hintergrund des interna-
tionalen Charakters der Luftfahrt und der zahl-
reichen international gültigen Vorschriften?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Mai 2015

Mit Blick auf den in der Frage erwähnten internationalen Charakter
der Luftfahrt hat sich schon seit mehreren Jahrzehnten ein Verfahren
bewährt, das sicherstellen soll, dass die sicherheitsrelevanten Er-
kenntnisse, die im Rahmen der Ermittlung der Unfallursache gewon-
nen werden, weltweit sowohl den Luftfahrtbehörden als auch der
Industrie mitgeteilt werden. Dieses Verfahren ist Gegenstand des
Anhangs 13 des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt
zur Flugunfalluntersuchung, das vorsieht, dass die Berichte der zu-
ständigen Flugunfalluntersuchungsstelle der ICAO mitgeteilt wer-
den, die eine Bewertung vornimmt und anschließend und unverzüg-
lich ihre Mitgliedstaaten und die Verbände unterrichtet.

Die bisher vorliegenden Informationen werden bereits durch die an-
gesprochene Task Force unter Beteiligung des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur und des Luftfahrt-Bundesam-
tes mit Blick auf möglicherweise erforderliche Maßnahmen bewertet.

60. Abgeordneter
Matthias

Gastel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Staatsverträge zu Verkehrsprojekten
mit Nachbarstaaten hat die Bundesrepublik
Deutschland unterzeichnet (bitte nach Datum
aufschlüsseln), und inwieweit erfüllt die Bun-
desrepublik Deutschland die Bestimmungen
dieser Staatsverträge?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär

vom 7. Mai 2015

Die Bundesrepublik Deutschland hat 37 Staatsverträge (im Sinne
der vom Auswärtigen Amt herausgegebenen Richtlinien für die
Behandlung völkerrechtlicher Verträge nach § 72 Absatz 6 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien – GGO) zu
Verkehrsprojekten mit Nachbarstaaten geschlossen (Stand: 5. Mai
2015):

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik über den Ausbau des Oberrheins zwischen Ba-
sel und Straßburg, 1956;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, der Französi-
schen Republik und dem Großherzogtum Luxemburg über die
Schiffbarmachung der Mosel, 1956;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik zur Regelung der Saarfrage, 1956;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Österreich über den Durchgangsverkehr auf den Straßen
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an der Walchen Ache und am Pittenbach sowie zum Bachen- und
Rißtal im deutschen und österreichischen Grenzgebiet, 1966;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/
Straßburg und Neuburgweier/Lauterburg vom 4. Juli 1969;

mit den Folgeverträgen:

– Zusatzvereinbarung zum Vertrag vom 4. Juli 1969 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik
über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/Straßburg und Neu-
burgweier/Lauterburg (1975);

– Einverständniserklärung zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik über das Kulturwehr Kehl/
Straßburg (1975);

– Vereinbarung zur Änderung und Ergänzung der Zusatzvereinba-
rung vom 16. Juli 1975 zum Vertrag vom 4. Juli 1969 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik
über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/Straßburg und Neu-
burgweier/Lauterburg (1982);

– Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Französischen Republik zur Erweiterung der Kraftwerke in
Gambsheim und Iffezheim (fünfte Turbine) (1994);

– Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik über Kleinwasserkraftwerke
an den Kulturwehren Breisach und Kehl/Straßburg (einschl.
Fischpass Breisach) (2001);

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Großherzogtum Luxemburg über den Bau einer Grenzbrücke
über die Sauer zwischen Echternach und Echternachbrück im Zu-
ge der Europastraße 42, 1972;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Straße zwischen Lör-
rach und Weil am Rhein auf schweizerischem Gebiet, 1977;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik über den Bau einer Autobahnbrücke über den
Rhein zwischen Steinenstadt und Ottmarsheim, 1977;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik über den Bau einer Straßenbahnbrücke über
den Rhein zwischen Weil am Rhein und Hüningen, 1977;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich Belgien über den Bau und die Unterhaltung einer Auto-
bahnbrücke über die Our bei Steinebrück, 1979;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Großherzogtum Luxemburg über den Autobahnzusammenschluss
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und die Unterhaltung einer Grenzbrücke über die Sauer zwischen
den Gemeinden Langsur und Mertert, 1983;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich über den Bau und die Instandhaltung einer
Grenzbrücke über den Steinbach, 1985;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich über Bau, Instandhaltung und Betrieb eines
Grenztunnels zwischen Füssen und Reutte, 1985;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über den Autobahnzusammenschluss im Raum
Görlitz und Zgorzelec, 1992;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über den Autobahnzusammenschluss im Raum
Frankfurt/Oder und Schwetig, 1993;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Großherzogtum Luxemburg über den Autobahnzusammenschluss
und den Bau einer Grenzbrücke über die Mosel im Raum Perl
und Schengen, 1994;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über die Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge
der deutschen Bundesfernstraßen und der polnischen Landesstra-
ßen an der deutsch-polnischen Grenze, 1995;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über den Autobahnzusammenschluss im Raum
Forst und Erlenholz (Olszyna), 1995;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Polen über den Bau einer Grenzbrücke im Raum Gubin,
1995;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Tschechischen Republik über den Zusammenschluss der deut-
schen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D5 an der
gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke,
1995;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche-
chischen Republik über den Bau einer Grenzbrücke an der ge-
meinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49, 1995;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche-
chischen Republik über den Zusammenschluss der deutschen Bun-
desautobahn A 17 und der tschechischen Autobahn D8 an der ge-
meinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke,
2000;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche-
chischen Republik über den Bau einer Grenzbrücke an
der gemeinsamen Staatsgrenze in Anbindung an die Bundesstraße
B 20 und die Staatsstraße I/26, 2001;
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– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Schweizerischen Bundesrat über Bau und Erhaltung einer Auto-
bahnbrücke zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und
Rheinfelden (Aargau), 2003;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, der Republik
Polen und der Tschechischen Republik über den Bau einer Stra-
ßenverbindung in der Euroregion Neiße, im Raum zwischen den
Städten Zittau in der Bundesrepublik Deutschland, Reichenau
(Bogatynia) in der Republik Polen und Hrádek nad Nisou (Grot-
tau) in der Tschechischen Republik, 2004;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich der Niederlande über den Zusammenschluss der deut-
schen Autobahn A 61 und der niederländischen Autobahn A 74,
2005;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich der Niederlande über den Zusammenschluss der deut-
schen Autobahn A 52 und der niederländischen Regionalstraße
N 280, 2005;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich der Niederlande über den Zusammenschluss der deut-
schen Bundesstraße B 56n und der niederländischen Regional-
straße N 297n an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung
einer Grenzbrücke, 2005;

– Abkommen vom 14. März 2006 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Französischen Republik über den Bau einer
Eisenbahnbrücke über den Rhein bei Kehl;

– Vertrag vom 26. Februar 2008 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Polen über den Bau und die In-
standhaltung von Grenzbrücken in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Zuge von Schienenwegen des Bundes, in der Republik Po-
len im Zuge von Eisenbahnstrecken mit staatlicher Bedeutung;

– Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich Dänemark über eine Feste Fehmarnbeltquerung vom
3. September 2008;

– Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Großherzogtum Luxemburg über die Erneuerung und die Erhal-
tung der Grenzbrücke über die Mosel zwischen Wellen (Bundesre-
publik Deutschland) und Grevenmacher (Großherzogtum Luxem-
burg), 2010.

Die Bundesrepublik Deutschland erfüllt die Bestimmungen der ge-
nannten Staatsverträge durch Vornahme der jeweils darin vereinbar-
ten Pflichten, soweit sie inzwischen nicht bereits erfüllt wurden.
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61. Abgeordneter
Dr. André

Hahn

(DIE LINKE.)

Inwieweit teilt die Bundesregierung die Er-
gebnisse der „Hochrechnung der möglichen
Krankheitsfolgen durch nächtlichen Schie-
nenlärm entlang der Transversale Rotterdam–
Genua im Bereich der Bundesrepublik
Deutschland“ („Krankheitsfaktor Schienen-
lärm“ in der Zeitschrift Das Gesundheitswe-
sen, 2014/76, S. 862 ff.), und was spricht aus
Sicht der Bundesregierung für bzw. gegen die
Forderung der rund 200 Bürgerinitiativen ge-
gen Bahnlärm, per Gesetz möglichst schnell
ein Nachtfahrverbot für laute Güterzüge zu be-
schließen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 7. Mai 2015

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erar-
beitet derzeit eine Regelung, die zu einer Beschränkung des vom
Schienengüterverkehr ausgehenden Lärms führen soll. In diesem Zu-
sammenhang fließen auch wissenschaftliche Erkenntnisse ein.

62. Abgeordnete
Maria
Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Absprachen in Bezug auf den Güter-
und Personenverkehr bestehen mit der Deut-
schen Bahn (DB) AG hinsichtlich des Ausbaus
der Bahnstrecke Münster–Lünen vor dem Hin-
tergrund, dass die derzeitige eingleisige Stre-
ckenführung mit höchstens 36 Verbindungen
pro Tag nicht dem Bedarf des täglichen Perso-
nenverkehrs nachkommt, und welche Alterna-
tivrouten sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung für den Güterverkehr verbindlich vorge-
sehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 7. Mai 2015

Die Gestaltung des Angebotes auf dem Schienennetz der Eisenbah-
nen des Bundes sind unternehmerische Aufgaben und liegen in der
Verantwortung der Unternehmensführung der DB AG und der mit
ihr im Wettbewerb stehenden Eisenbahnverkehrsunternehmen.

Der Ausbau der Strecke Münster–Lünen ist im Bedarfsplan für die
Bundesschienenwege enthalten. Vorgesehen sind die Errichtung
eines zweiten Gleises und die Anhebung der maximalen Streckenge-
schwindigkeit. Für diese Zielsetzung hat die DB Netz AG bisher die
Vorentwurfsplanung erarbeitet. Nach dem Ausbau kann sowohl die
im Personenfern- wie auch im Güterverkehr auf dieser Destination
prognostizierte Nachfrage bewältigt werden.

Das Vorhaben wird im Zuge der Aufstellung des Bundesverkehrswe-
geplans 2015 erneut bewertet.
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63. Abgeordnete
Ronja

Schmitt

(Althengstett)

(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung durch Schaffung
geeigneter Rechtsrahmen zeitnah dafür zu sor-
gen, dass künftig Straßenverkehrsbehörden oh-
ne größere bürokratische Hürden Tempo 30
vor Schulen und Kindergärten zum Schutz
von Kindern auch an Hauptverkehrsstraßen
anordnen können, da Kinder oftmals noch
nicht in der Lage sind, allgemeine Gefahren
des Straßenverkehrs und insbesondere die Ge-
schwindigkeit herannahender Fahrzeuge rich-
tig einzuschätzen, und wenn ja, durch welche
Maßnahmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär
vom 8. Mai 2015

Ja. Die Verkehrssicherheit soll durch Verankerung einer erleichter-
ten streckenbezogenen Anordnungsmöglichkeit von Tempo 30 auf
Hauptverkehrsstraßen vor Grundschulen, Kindertagesstätten u. Ä.,
etwa Seniorenheimen, also besonders schützenswerten Verkehrsteil-
nehmern, verbessert werden. Dies wird Eingang in die nächste Ände-
rung der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) finden. Mit der vorgese-
henen Änderung soll die im geltenden Recht vorgesehene hohe Hür-
de in § 45 Absatz 9 StVO (z. B. Nachweis eines Unfallschwerpunk-
tes) für die streckenbezogene Anordnung von Tempo 30 auf Haupt-
verkehrsstraßen in diesen Fällen abgesenkt werden.

64. Abgeordnete
Ronja

Schmitt

(Althengstett)
(CDU/CSU)

Durch welche Maßnahmen der Bundesregie-
rung oder durch welche Kooperationen mit
Ländern und Kommunen kann erreicht wer-
den, dass eine Erleichterung bei der Schaffung
der so wichtigen und notwendigen Geschwin-
digkeitsbeschränkungen vor Schulen und
Kindergärten auch zum flächendeckenden
Schutz von Kindern und Schutzbedürftigen in
Deutschland führt, und zwar nicht nur in be-
sonders umsichtigen Kommunen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär

vom 8. Mai 2015

Der Bund setzt den Rechtsrahmen in Form der StVO und der diese
begleitenden Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenver-
kehrs-Ordnung (VwV-StVO). Diese bundesweit gültigen Vorschriften
gewährleisten, dass der Verkehrsteilnehmer sich im gesamten Bun-
desgebiet auf einheitliche Standards verlassen kann. Die Durchfüh-
rung der StVO, also die Prüfung und Entscheidung, ob und welche
Maßnahmen in welchem Umfang vor Ort ergriffen werden sollen,
fällt in die alleinige Zuständigkeit der Straßenverkehrsbehörden der
Länder (Artikel 83, 84 des Grundgesetzes). Eingriffs- und Weisungs-
rechte seitens des Bundes gibt es nicht. Das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur wird aber den Ländern empfeh-
len, dass die nach Landesrecht zuständigen Behörden von den er-
leichterten Anordnungsvoraussetzungen Gebrauch machen.
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65. Abgeordnete
Ronja

Schmitt

(Althengstett)

(CDU/CSU)

Hält die Bundesregierung flankierende Maß-
nahmen wie Zebrastreifen, eine ausreichende
Anzahl von Fußgängerampeln sowie verstärk-
te Radarkontrollen in den Tempo-30-Zonen
vor Schulen und Kindergärten für geeignet,
um die Sicherheit der Schwächsten in der Ge-
sellschaft zu erhöhen, und durch welche direk-
ten oder indirekten Maßnahmen könnte die
Bundesregierung solche Projekte fördern oder
ermöglichen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär

vom 8. Mai 2015

Abseits der Hauptverkehrsstraßen innerhalb geschlossener Ortschaf-
ten muss stets mit der Anordnung von Tempo-30-Zonen gerechnet
werden. Die Voraussetzungen zur Anordnung von Tempo-30-Zonen
ergeben sich aus § 45 Absatz 1c StVO. Um eine gleichmäßige Hand-
habung bei der Anordnung von Tempo-30-Zonen durch die zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörden zu gewährleisten, gibt die diese Vor-
schrift begleitende Verwaltungsvorschrift nähere Vorgaben. Zu
Lichtzeichenanlagen enthält die VwV-StVO folgende Vorgabe:

„45 6. Lichtzeichenanlagen zum Schutz des Fußgängerverkehrs, die
in bis zum Stichtag angeordneten Tempo 30-Zonen zulässig bleiben,
sind neben den Fußgänger-Lichtzeichenanlagen auch Lichtzeichen-
anlagen an Kreuzungen und Einmündungen, die vorrangig dem
Schutz des Fußgängerquerungsverkehrs dienen. Dies ist durch Ein-
zelfallprüfung festzustellen.“

Sowohl Zebrastreifen als auch Radarkontrollen können in Tem-
po-30-Zonen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beitragen.
Speziell vor Schulen und Kindergärten in Tempo-30-Zonen emp-
fiehlt sich, zusätzlich zu einem Zebrastreifen auch z. B. Umlaufgitter
und/oder Verkehrshelfer einzusetzen. Dies hängt jedoch immer von
den Gegebenheiten vor Ort ab und muss im Einzelfall entschieden
werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

66. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie ist der aktuelle Stand der Prüfung des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) der ihm
vom Bayerischen Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz im Frühjahr und
Ende des Jahres 2014 übermittelten Bewertung
zur Frage der Regelwerkskonformität des
Atomkraftwerks Gundremmingen (bitte aus-
führliche Darlegung mit Angabe der wesentli-
chen Etappen bzw. Meilensteine seit dem
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3. Dezember 2014; hinsichtlich der o. g. Bewer-
tung und ihrer bundesaufsichtlichen Prüfung
siehe zuletzt Antwort der Bundesregierung auf
meine Schriftliche Frage 97 auf Bundestags-
drucksache 18/2832 und Plenarprotokoll 18/
72, Anlage 13, vom 3. Dezember 2014), und
wie will das BMUB hierzu weiter vorgehen
(bitte mit Erläuterung und Datierung der bis-
lang geplanten künftigen Meilensteine und der
aktuellen Gesamtzeitschiene der Prüfung)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 7. Mai 2015

Die Prüfung des Atomkraftwerks Gundremmingen durch das
BMUB hinsichtlich der von Ihnen angesprochenen Thematik ist
noch nicht abgeschlossen.

Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche
Frage 97 auf Bundestagsdrucksache 18/2832 ausgeführt, wurde am
16. Juni 2014 die Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit
(GRS) gGmbh beauftragt, gemeinsam mit dem Physikerbüro Bre-
men (PhB) eine Stellungname zu obiger Thematik zu verfassen. Auf-
grund der bereits in dieser Antwort ausgewiesenen Komplexität des
Themas waren weitere Informationen für die Sachverständigen erfor-
derlich, die vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz angefordert wurden. Über den Umfang vorliegender
Informationen zu obiger Stellungnahme wurden Sie bereits in der
Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Frage 73 auf Bun-
destagsdrucksache 18/3960 informiert.

In einem nächsten Verfahrensschritt ist ein fachliches Gespräch mit
den Sachverständigen des BMUB und des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Umwelt und Verbraucherschutz geplant, um obige Stel-
lungnahme abschließen zu können.

67. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung
aus den Ergebnissen der Studie „Tumorpro-
motion durch hochfrequente elektromagneti-
sche Felder in Kombination mit kanzerogenen
Substanzen – synergistische Wirkungen“ von
Professor Alexander Lerchl und seinem Team,
die im Rahmen der Ressortforschung des Bun-
desamtes für Strahlenschutz (BfS-RESFOR-
104/15) finanziert wurde und unter http://
doris.bfs.de/jspui/handle/urn:nbn:de:0221-
2015031812720 einsehbar ist, im Hinblick auf
eine Intensivierung der Erforschung von Wirk-
mechanismen, die zu einer deutlichen Erhö-
hung von Tumorraten führen, wenn die Tiere
lebenslang elektromagnetischen Feldern ausge-
setzt sind, und welche Schlussfolgerungen zieht
die Bundesregierung im Hinblick auf die Risi-
kokommunikation?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 7. Mai 2015

Mit der Studie sollte die Frage untersucht werden, ob hochfrequente
elektromagnetische Felder des Mobilfunks die Entwicklung und das
Wachstum von vorhandenen Tumoren fördern können. Es ging nicht
um die Untersuchung der Auslösung von Tumoren durch die Felder.
Dies konnte bisher nicht nachgewiesen werden.

In dieser Studie zeigte sich ein Anstieg der Zahl der Tumore in Leber
und Lunge (nicht im Gehirn) sowie ein Anstieg der Häufigkeit von
Lymphomen, wenn zu der chemischen Substanz, die die Tumore aus-
löst, eine lebenslange Bestrahlung hinzukam.

Die Frage nach der Übertragbarkeit der Ergebnisse auf den Men-
schen kann alleine durch diese Studie nicht beantwortet werden. Bei
kleinen Tieren wie Mäusen werden die inneren Organe stärker von
der Strahlung erreicht als beim Menschen. Zunächst muss daher die
Dosimetrie im Hinblick auf organspezifische Expositionen sowie die
Exposition der Föten und damit verbundene Temperaturerhöhungen
verbessert bzw. präzisiert werden. Dies soll im Rahmen eines For-
schungsvorhabens des BMUB im Jahr 2016 erfolgen.

Um beurteilen zu können, ob und inwieweit die im Tiermodell be-
obachteten Effekte für den Menschen relevant sind, muss auch die
Frage nach den zugrunde liegenden Mechanismen weiter untersucht
werden. Denkbar wäre zum Beispiel, dass aufgenommene Wärme-
energie von Tumorgewebe schlechter abgeführt werden kann als
vom Normalgewebe oder dass es zwischen Tumor- und Normalgewe-
be Unterschiede bei der Energieabsorption und/oder im Metabolis-
mus gibt.

Die vorliegenden Ergebnisse geben nach Einschätzung des Bundes-
amtes für Strahlenschutz keinen Anlass, die geltenden Grenzwerte
infrage zu stellen. Es empfiehlt dennoch weiterhin, unnötige Exposi-
tionen gegenüber hochfrequenten elektromagnetischen Feldern zu
vermeiden.

68. Abgeordnete
Steffi

Lemke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung
für erforderlich, um die hohe naturschutzfach-
liche Bedeutung des Offenlandes auf dem ehe-
maligen Truppenübungsplatz Stegskopf/Daa-
den in Rheinland-Pfalz (vorgesehen zur Über-
tragung in der Flächenkulisse der 3. Tranche
des Nationalen Naturerbes) zu erhalten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 7. Mai 2015

Um den derzeitigen Entwicklungsstand zu erhalten, soll zunächst die
bisherige Offenlandpflege auf dem unter Beachtung der Kampfmit-
telsituation zugänglichen Liegenschaftsteil mittels Schafbeweidung
fortgesetzt werden.
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Darüber hinaus bleibt die Beschlussfassung des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages über die Flächenkulisse der
3. Tranche des Nationalen Naturerbes abzuwarten.

69. Abgeordnete
Steffi
Lemke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wer schließt Pachtverträge mit den Landwir-
ten zur Sicherstellung der Offenhaltungspflege
ab, und welche Kenntnisse liegen der Bundes-
regierung über den aktuellen Stand der Pacht-
verträge auf dem Truppenübungsplatz Stegs-
dorf/Daaden vor?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 7. Mai 2015

Für den Abschluss von Pachtverträgen mit Landwirten zur Sicher-
stellung der Offenlandpflege ist grundsätzlich der jeweilige Eigentü-
mer zuständig – somit derzeit die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben. Derzeit existiert ein Pachtvertrag mit einem Schäfer, der un-
ter Beachtung der Kampfmittelsituation Teile der Liegenschaft be-
weidet.

70. Abgeordnete
Steffi

Lemke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kann sichergestellt werden, dass für die ge-
samte Offenlandfläche von landwirtschaftli-
chen Betrieben fristgerecht Zahlungsansprü-
che (15. Mai 2015) für landwirtschaftliche Flä-
chenprämien angemeldet werden können?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 7. Mai 2015

Der örtlich zuständige Bundesforstbetrieb befindet sich mit dem der-
zeitigen Pächter in Vertragsverhandlungen, um die Zuweisung von
Zahlungsansprüchen für die in Abhängigkeit der Kampfmittelbelas-
tung weidetauglichen Flächen zu ermöglichen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

71. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Anträge für das Professorinnenpro-
gramm II, die in der ersten Einreichungsrunde
eine Förderzusage dem Grunde nach erhalten
haben, stehen aktuell auf der Warteliste – auf-
grund fehlender Mittel standen nach Angaben
des Projektträgers Deutsches Zentrum für
Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR) 50 Anträge
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darauf –, und wie hoch ist die finanzielle Ge-
samtsumme der Anträge auf der aktuellen
Warteliste?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 7. Mai 2015

Eine Förderzusage dem Grunde nach wurde in der ersten Einrei-
chungsrunde des Professorinnenprogramms II an 96 Hochschulen
erteilt. Jede der Hochschulen konnte bis zu drei Anträge einreichen.
51 Anträge dieser Hochschulen stehen gegenwärtig auf der Wartelis-
te. Die beantragte Fördersumme dieser Anträge beläuft sich auf rund
17 Mio. Euro.

72. Abgeordneter
Kai
Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus der Überzeichnung des Professorin-
nenprogramms II – im Januar 2015 standen
nach Angaben des Projektträgers DLR 50 An-
träge aufgrund fehlender Mittel auf der Warte-
liste – schon für die zweite Einreichungsrunde,
die am 31. Dezember 2015 endet, und wie
will die Bundesregierung die nachhaltige Wir-
kungsweise des Professorinnenprogramms si-
cherstellen, die sich zwar in der Fortschrei-
bung des Programms zeigt, aber aufgrund der
Überzeichnung des Programms gefährdet ist,
weil aufgrund dessen ein Teil der in der ersten
Phase unterstützten Professuren nicht mehr
weitergefördert werden kann?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 7. Mai 2015

Das Professorinnenprogramm des Bundes und der Länder ist ein
wettbewerblich angelegtes Strukturprogramm zur Förderung der
Chancengerechtigkeit in der Wissenschaft und zur Erhöhung der
Frauenanteile an den Professuren. Förderberechtigt sind nur diejeni-
gen Hochschulen, deren Gleichstellungskonzepte oder deren Fort-
schreibungen von einem Expertengremium positiv bewertet wurden.
Weitere Voraussetzung ist, dass es ihnen gelingt, Wissenschaftlerin-
nen zu berufen, die bisher noch keine unbefristete W2-/W3-Professur
innehaben. Soweit dies gegeben ist, können sie für bis zu drei Profes-
sorinnenstellen eine Anschubfinanzierung für jeweils fünf Jahre er-
halten. Bei Antragstellung muss die Rufannahme vorliegen; zusätz-
lich muss die Hochschule die unbefristete Fortsetzung der Professur
nach Ablauf der Förderung nachweisen. Eine Fortsetzung der För-
derung dieser Stellen über das Professorinnenprogramm I oder II hi-
naus ist nicht möglich, da die Förderung ausdrücklich als Anschubfi-
nanzierung angelegt ist.

Die Förderungen erfolgen im Rahmen der bestehenden Bund-Län-
der-Vereinbarung zum Professorinnenprogramm und den auf
Wunsch der Länder für die zweite Programmphase veränderten Mit-
telchargen. Die Bundesregierung sieht deshalb sowie aus rechtlichen
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Gesichtspunkten im Vergleich zur Durchführung der ersten Pro-
grammphase keine Möglichkeiten zur Modifizierung der Bestim-
mungen für den gegenwärtigen, zweiten Programmdurchlauf.

Die Nachhaltigkeit des Programms ist zum einen dadurch gesichert,
dass die Hochschulen entsprechend ihren Gleichstellungskonzepten
und deren Fortschreibungen mittel- und langfristig viele Strukturför-
dermaßnahmen, die die Chancengleichheit in der Wissenschaft be-
fördern, umsetzen. Zum anderen werden ausschließlich Erstberufun-
gen von Wissenschaftlerinnen gefördert, deren Professur von den
Hochschulen nach Ablaufen der Förderung durch das Professorin-
nenprogramm unbefristet weitergeführt wird.

73. Abgeordnete
Beate
Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Ergebnisse hat die beim IT-Gipfel
(IT – Informationstechnik) 2014 eingerichtete
Arbeitsgruppe 6 „Bildung und Forschung für
die digitale Zukunft“, auf die die Bundesregie-
rung auch in ihrer Antwort auf die Kleine
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN „Chancen und Herausforderungen
durch die Digitalisierung der Wirtschaft“
(Bundestagsdrucksache 18/4258) zu den Fra-
gen 47, 47a und 47b verweist, bisher erarbeitet,
bzw. wann und wo wird sie ihre Ergebnisse
vorstellen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 7. Mai 2015

Die nach dem 4. IT-Gipfel 2009 gegründete Arbeitsgruppe 6 „Bil-
dung und Forschung für die digitale Zukunft“ des IT-Gipfels hatte
auf dem IT-Gipfel 2014 den Start einer Initiative „Kompetenzent-
wicklung Industrie 4.0“ beschlossen. Ziel der von der acatech – Deut-
sche Akademie der Technikwissenschaften e. V. koordinierten Maß-
nahme ist es, zunächst in einer Explorationsphase Qualifizierungsbe-
darfe zu Industrie 4.0 in Unternehmen zu identifizieren und eine Be-
standsaufnahme von bestehenden Angeboten durchzuführen. Diese
Ergebnisse sollen als Grundlage dienen, in einem zweiten Schritt ent-
sprechend den Bedarfsschwerpunkten Qualifizierungsangebote zu
Industrie 4.0 zu bündeln, weiterzuentwickeln und, soweit notwendig,
auch neu zu konzipieren. Die Initiative bezieht die Sozialpartner ein,
in einem branchen- und disziplinübergreifenden Dialog schnell wirk-
same Maßnahmen zu identifizieren und zu ergreifen, um adäquate
Aus- und Weiterbildungsangebote in der beruflichen Qualifikation
bereitzustellen.

Die Initiative wird erste Ergebnisse auf dem IT-Gipfel 2015 vorstel-
len. Sie ist auch über den nächsten IT-Gipfel hinaus eingebunden in
die Arbeit der zum IT-Gipfel neu gegründeten Plattform Indus-
tie 4.0.

Die aufgrund des technologischen Wandels und der sich damit ver-
ändernden Arbeitsprozesse gleichzeitig entstehenden Anforderungen
an die Kompetenzentwicklung in den Betrieben ist auch ein Gegen-
stand der Förderung der geplanten neuen Programmlinie „Zukunft
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der Arbeit“, die gegenwärtig vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung unter Beteiligung des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales und der Sozialpartner entworfen und noch in diesem
Jahr veröffentlicht wird.

Im Rahmen der neuen Programmlinie werden künftig u. a. Projekte
zur Kompetenzentwicklung gefördert, die eine modellhafte Realisie-
rung der Lösungsansätze in Unternehmen vorsehen sowie eine Über-
tragbarkeit und Verwertung in weite Teile der Unternehmensland-
schaft erwarten lassen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

74. Abgeordneter
Uwe
Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welche Höhe belaufen sich die Mittel, die
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und
die Bill & Melinda Gates Foundation jeweils
in den Jahren 2014 und 2015 für gemeinsam fi-
nanzierte Projekte bereitgestellt haben (bitte
Projekte und Summen jeweils aufführen), und
auf welche Höhe belaufen sich die Mittel, die
die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH und die KfW
in Form von Zuschüssen bzw. Kofinanzie-
rungsmitteln von der Bill & Melinda Gates
Foundation in diesem Zeitraum erhalten ha-
ben (bitte Projekte und Summen einzeln auf-
führen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Silberhorn
vom 5. Mai 2015

Die Vorhaben und Initiativen, die das BMZ in Kooperation mit der
Bill & Melinda Gates-Stiftung umsetzt und finanziert, sowie die
Zuschüsse bzw. Kofinanzierungsmittel, die GIZ und KfW von der
Bill & Melinda Gates Foundation erhalten haben, sind in beigefügter
Übersicht aufgeführt.
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Berlin, den 15. Mai 2015
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